
Die realsozialistische Gewalt-
politik seit 1945 holt den ge-
samtdeutschen Gesetzgeber

immer wieder ein. Im Innern be-
schäftigen Tausende von Klagen Be-
hörden und Gerichte, die von Ge-
schädigten des SED-Regimes
angestrengt werden. Von außen,
konkret vom Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte in
Straßburg, wurde am 22. Januar ein
weiteres Feld geöffnet: mit einem
Urteil zugunsten jener Kleinbauern,
die ihre Flächen im Zuge der soge-
nannten „Bodenreform“ 1945/46 er-
halten hatten. Auf Grund eines Be-
fehls der sowjetischen Besatzungs-
macht waren damals alle Bauern
mit Betrieben ab 100 Hektar Größe
einschließlich ihrer Häuser und des
gesamten Hab und Gutes entschädi-
gungslos enteignet, von ihren Höfen
(deren Gebäude meist willkürlich
ausgeplündert und vielfach zerstört
wurden) vertrieben worden, durften
nur in Notunterkünften außerhalb
ihrer Kreisgrenzen untergebracht
und sollten nur noch „als einfache
Landarbeiter“ beschäftigt werden.
Wie viele das nicht überlebt haben,
ist nie exakt festgestellt worden.

Das enteignete „Junkerland“, so
die offizielle Bezeichnung der Sozi-
alisten, wurde zum größeren Teil an
Vertriebene aus den deutschen Ost-
gebieten, zum kleineren an land-
arme Bauern oder interessierte Ar-
beiter verteilt, die sich angesichts
des Hungers und Elends dieser
Nachkriegszeit eine Besserung ihrer
Lebensverhältnisse versprachen. Et-
wa ein Drittel, vor allem die großen
Gutshöfe, wurden Staats- und später
„volkseigene“ Güter (VEG). Die
„Neubauernhöfe“ (Sprachgebrauch
der SED) hatten eine Größe zwi-
schen fünf und 20 Hektar. Nach gel-
tendem SED-Recht war das Land Ei-
gentum der Neubauern, es durfte
vererbt, aber nicht verkauft, ver-
pachtet oder anderweitig „veräu-
ßert“ werden. Der Hintergrund für
diese Einschränkung stellte sich
bald heraus. Weil diese Kleinbetrie-

be weder lebensfähig waren, noch
wesentliches zur Versorgungslage
der Bevölkerung beitrugen, ging die
SED Anfang der 50er Jahre zur
Großproduktion über und zwang
die Kleinbauern in „Landwirtschaft-
liche Produktionsgenossenschaften“
(LPG), wo sie ihr Land „einzubrin-
gen“ hatten. Auf dem Papier blieben
sie Eigentümer ihres Landes. Doch
wer aus einer LPG auszutreten wag-
te, wurde vielfältig als „Reaktionär“
schikaniert, erhielt nicht „sein“
Land zurück, sondern wurde mit
schlechterem abgespeist oder ge-
ringfügig entschädigt. Vor allem mit
Grundbüchern und deren Ordnung
hat es das SED-Re-
gime nie sonder-
lich ernst genom-
men.

Mit der Wende
von 1989/90 und
der dann schnell
folgenden Wieder-
vereinigung hat sich am Eigentums-
recht nicht allzu viel gebessert. Das
ist Laien rechtlich kaum zu verdeut-
lichen, politisch aber einfach zu er-
klären: Weder die letzte SED-Regie-
rung unter Modrow noch die erste
demokratisch gewählte DDR-Regie-
rung unter de Maiziere wollten mit
„dem Sozialismus“ wirklich Schluß
machen. Ihnen schwebte ein „de-
mokratischer“ Sozialismus mit breit
gestreutem „tatsächlichen Volksei-
gentum“ vor. Auf den Bereich der
Land- und Forstwirtschaft sowie
das allgemeine Bodenrecht bezo-
gen hieß dies, daß sie kurz vor der
Wiedervereinigung all jenen Klein-
besitzern, die Land oder Grund-
stücke selber bewohnten oder be-
trieben, entsprechende Grund-
bucheinträge verschafften und sie
somit zu „Voll-Eigentümern“ mach-
ten. Davon profitierten vor allem
gute Genossen, denen das SED-Re-
gime für wackere Treue und Stand-
festigkeit als „redliche Erwerber“
Schnäppchen in allerbesten Lagen
zukommen ließ. Wer Eigennutzung
nicht nachweisen konnte, in den

Westen gegangen war, seinen Boden
oder sein Grundstück anderen wie
auch immer „übertragen“, verpfän-
det oder veräußert hatte, mußte die
entsprechenden Einnahmen an den
Staat abführen. Sein Land ging zu-
rück an die staatlichen Bodenfonds,
aus denen der Bund und die neuen
Länder das Geld für den Neuaufbau
schachern wollten. Die so Ge-
schröpften sprachen von der „zwei-
ten und  endgültigen Enteignung“,
nun durch den gesamtdeutschen
Rechtsstaat. 

Vor allem aber sollte verhindert
werden, daß die tatsächlichen Ei-

gentümer, nämlich
die 1945 bis 1949
enteigneten „Jun-
ker und Kapitali-
sten“, ihr väterli-
ches Erbe zurück-
bekommen. Das ist
der Hintergrund
jener Lügenkon-

struktion im Zusammenhang mit
dem Einigungsvertrag, die unser
Rechtssystem aufs schwerste be-
schädigte. 

Mit der Straßburger Entscheidung
muß das gesamte bisherige Wieder-
gutmachungs- und Entschädigungs-
recht neu aufgerollt werden. Allein
jener Passus des Urteils, der Ent-
schädigungen nicht wie bisher nur
nach alten (Vorkriegs)-Grundbuch-
werten, sondern nach „angemesse-
nen“ gegenwärtigen Verkehrswerten
manifestiert, würde den Staat Milli-
arden kosten. Und das nur bezogen
auf die ehemaligen „Neubauern“!
Schon klagen die Ministerpräsiden-
ten der neuen Länder, daß sie sich
dies keinesfalls leisten können, und
bringen eine Erhöhung des Solidar-
zuschlags ins Gespräch. 

Klares und garantiertes Eigen-
tumsrecht ist die Grundlage der So-
zialen Marktwirtschaft. Vielleicht
verhilft das Straßburger Urteil dazu,
daß wir dem endlich wieder näher
kommen. �
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Sparen, streichen, kürzen Total krank Einfaches Leben »Szenen einer Ehe«
Strucks Bundeswehrreform hat in-
zwischen sogar den Drei-Sterne-Ge-
neral Gudera zum Rücktritt bewegt.
Doch wie sehen die Pläne für die
Bundeswehr im Detail aus? SSeeiittee 22

Die Gesundheitsreform sorgt für
Wirbel. Die „Wenns“ und „Abers“
sind so formuliert, daß keiner weiß,
woran er ist. Selbst die Macher ha-
ben offene Fragen. SSeeiittee 33

Im Rahmen der Reihe monografi-
scher Ausstellungen zeigt die
Kunsthalle jetzt Arbeiten von Max
Liebermann. Mehr über den Maler
und sein Werk auf SSeeiittee 99

Das Deutsche Nationaltheater aus
Königsberg gastiert in der Bundes-
republik. Mehr über das Theater
und die Tradition, die es fortsetzt,
erfahren Sie auf SSeeiittee 1144 uunndd 2211

Sein letzter Auftritt war auch
sein stärkster: Bei ARD-Christi-

ansen verabschiedete sich der Chef
der Bundesagentur für Arbeit in
die Arbeitslosigkeit – mit heftigen
Vorwürfen gegen seine bisherigen
Arbeitgeber. Florian Gerster sieht
sich als Opfer einer „gezielten De-
montage“, und so ganz verkehrt
ist diese Sichtweise nicht. Da mag
Ursula Engelen-Kefer, die DGB-
Vize-Chefin mit dem messerschar-
fen Intellekt und der stechenden
Akustik, noch so oft ihre Unschuld
beteuern – beim Sägen an Gersters
Stuhl war sie stets mit dabei. 

Das öffentliche Mitleid mit Ger-
sters traurigem Schicksal dürfte
sich in engen Grenzen halten; der
Mann war nicht gerade das, was
man einen Sympathieträger nennt.
Als Schröder ihn nach Nürnberg
holte, erhoffte er sich eine Art
„Wunderwaffe“ im Kampf gegen
die Massenarbeitslosigkeit; anson-
sten galt das Motto „Ich dulde kei-
ne Strahlemänner neben mir“.

Das mit der Wunderwaffe ging
dann aber total daneben (wie so oft
in der Geschichte). Die Arbeitslosen-
zahl ging nicht herunter, neue Ar-
beitsplätze entstanden allenfalls in
den von Gerster beglückten Bera-
tungsunternehmen. Außerhalb die-
ses elitären Kreises schuf Deutsch-
lands oberster Erwerbslosen-
verwalter sich nur Feinde. Die Ar-
beitslosen fühlten sich von seinen
flott-forschen Sprüchen auf den
Arm genommen, die Politiker wur-
den – angesichts anhaltender Er-
folglosigkeit – zunehmend sauer,
die eigenen Mitarbeiter resignier-
ten nach demotivierenden Äuße-
rungen ihres Chefs – um Gerster
wurde es immer einsamer.

Ausschlaggebend für den – finan-
ziell gut abgefederten – Karriere-
knick aber war, daß Gerster sich im
eigenen Hause, insbesondere im
Verwaltungsrat der BA, Feinde ge-
macht hatte, indem er Sand in das
fein austarierte Geldverteilungsge-
triebe streute. Dieses System hatte
bislang reibungslos funktioniert,
sozusagen „wie geschmiert“. Da
sitzt zum Beispiel an der Spitze des

BA-Aufsichtsrats Frau Engelen-Ke-
fer, zugleich stellvertretende DGB-
Vorsitzende und bis ins Jahr 2003
auch Aufsichtsratsvorsitzende des
DGB-eigenen Berufsfortbildungs-
werks, das wiederum mit dreistelli-
gen Millionenbeträgen aus dem
BA-Etat gefüttert wird. Die resolu-
te Vielfach-Funktionärin hält also
die eine Hand auf, verteilt mit der
anderen Hand die Millionen – und
vorsichtshalber „kontrolliert“ sie
den Geldfluß auch noch selbst.
Und dann kommt Schröders „Wun-
derwaffe“ und streicht da mal
eben ein paar Milliarden aus dem
prallgefüllten Weiterbildungs-
Topf, der fast allen – außer den Ar-
beitslosen – zugute kam. Das kann
man sich doch nicht bieten lassen!

Natürlich war die Störung dieses
„Selbstbedienungsladens“ nicht
der einzige Grund, warum Gerster
einfach weg mußte. Es zeigt sich,
daß die Umbenennung von
„Anstalt“ in „Agentur“ keine neu-
en Arbeitsplätze schaffte (außer
vielleicht bei den Schildermalern).
Auch von den sonstigen Reformen
bleibt der Arbeitsmarkt bislang un-
berührt. Die Folge: Schröders SPD
sackte bei den jüngsten Umfragen
auf 24 Prozent ab. 

Die in Berlin Regierenden rea-
gierten, wie das bei Regierenden
so üblich ist: Ein Sündenbock muß-
te her. Für diese Rolle hatte Gerster
sich allerdings durch seine zahlrei-
chen Ungeschicklichkeiten förm-
lich aufgedrängt. 

Jedenfalls ist FDP-Chef Wester-
welle zuzustimmen, wenn er von
einem „Bauernopfer“ spricht. Und
letztlich hat er auch recht, wenn er
anregt, statt den Chef zu entlassen
besser den ganzen Laden aufzulö-
sen. Denn was in diesem Lande
konkret für die Arbeitslosen getan
wird – Stellenvermittlung, Bera-
tung, materielle Unterstützung –,
geschieht nicht in Nürnberg, son-
dern vor Ort in den einzelnen Ar-
beitsämtern, die sich neuerdings
„Agenturen“ nennen dürfen (oder
müssen). Auf die zentrale, derzeit
kopflose Mammutbehörde aber
kann man getrost verzichten.

Hans-Jürgen MAHLITZ:

Rot-grünes Bauernopfer

Gegen eine Kandidatur Wolfgang
Schäubles für das Amt des Bundes-
präsidenten regt sich immer stärke-
rer Widerstand. So meinte der
Schriftsteller Rolf Hochhuth, der
CDU-Politiker sei „federführend ge-
wesen, als die Regierung Kohl grü-
nes Licht gab zur Ausplünderung
Deutschlands zwischen Werra und
Oder“. Schäuble habe „die Ostdeut-
schen mit Hilfe der Treuhand zu Pa-
rias gemacht“; es sei daher unheil-
voll, wenn er nun „Staatsoberhaupt
dieser von ihm Entrechteten“ wer-
den wolle. Auch Zeit-Herausgeber
Josef Joffe erinnerte im ARD-Presse-
club an Schäubles unrühmliche Rol-
le bei der Ablehnung einer Entschä-
digung für die Opfer der sowje-
tischen „Bodenreformen“ in den
Jahren 1945 bis 1949 (ssiieehhee SSeeiittee 88).

Die Wahl des Begriffs „Tätervolk“
zum „Unwort des Jahres“ hat der
Fuldaer Bundestagsabgeordnete
Martin Hohmann begrüßt: mit die-
sem Wort werde ein ungerechtfer-
tigter Kollektivschuldvorwurf erho-
ben, den er „für alle Völker und alle
Gruppen“ ablehne. Dies habe er
auch in seiner umstrittenen Rede
am 3. Oktober 2003 zum Ausdruck
gebracht. Wegen dieser Rede war
Hohmann in einer breit angelegten
Medienkampagne zum „langjähri-
gen notorischen Antisemiten“ abge-
stempelt und von den eigenen Par-
teifreunden aus der Unionsfraktion
ausgeschlossen worden. Wenige
Monate zuvor allerdings hatten alle
Fraktionen den Aussagen Hoh-
manns zum deutsch-jüdischen Ver-
hältnis applaudiert (ssiieehhee SSeeiittee 33).

Teuer, aber gerecht
Der Europäische Gerichtshof verurteilt die Bundesregierung / Von Fritz SCHENK

Neue Länder fordern
sogar eine Erhöhung des

Solidaritätszuschlags

Kandidatur: Front 
gegen Schäuble

Unwort des 
Jahres: Tätervolk

Freude über Straßburger Urteil: Wigbert Jethon (Neusiedlererbe), Anwalt
Thorsten Purps, Klaus-Dieter Ziehnert (Vertreter einer erkrankten Be-
schwerdeführerin) und Erhard Sell (Betroffener aus Mecklenburg) hof-
fen auf baldige Entschädigungszahlungen. Foto: pa
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Sparen, streichen,  kürzen“ und
„die ganze Welt“ –  das sind die
Schlagworte, unter denen die

Bundeswehr in die Zukunft geht.
Bundesverteidigungsminister Peter
Struck will die Streitkräfte vollstän-
dig umkrempeln. Mit den von ihm
erlassenen verteidigungspolitischen
Richtlinien hat er im vergangenen
Jahr die Marschrichtung vorgegeben.
Jetzt ist er mit seinen Vorstellungen
von der künftigen Struktur der
Bundeswehr an die Öffentlichkeit ge-
gangen. Die Bundeswehr soll nach
dem Willen des Ministers moderni-
siert und zukunftsfähig werden. Das
heißt in der Praxis, sie soll schrump-
fen und zum weltweiten Akteur, zum
militärischen „global player“ werden.
Das soll passieren, ohne daß der Be-
trieb und die Einsätze der Bundes-
wehr darunter leiden. Ein hochrangi-
ger Offizier verglich diesen Kraftakt
treffend mit dem Getriebewechsel ei-
nes Autos bei laufendem Motor. Da-
mit das gelingt, hat der Minister
sechs „Wegmarken“ gesetzt, an denen
die Veränderungen der Streitkräfte
festgemacht werden sollen: Fähigkei-
ten, operative Aufgaben, Kräftekate-
gorien, Standorte, Material und Aus-
rüstung und schließlich die
Wehrpflicht.

Künftig stehen nicht mehr die Teil-
streitkräfte Heer, Marine und Luft-
waffe als voneinander abgegrenzte
Organisationsbereiche im Vorder-
grund, sondern Fähigkeiten, die sie
für den Einsatz besitzen. Früher wur-
den den Teilstreitkräften ausschließ-
lich ihre spezifi-
schen Aufgaben
zugewiesen, im
weltweiten Einsatz
dagegen geht es um
die komplexe ge-
meinsame Aufgabe.
Die Bundeswehr-
führung „kompo-
niert“ zukünftig für jeden Einsatz ei-
ne Truppe, die den Auftrag erfüllen
kann. Dafür „sammelt“ sie sich die
benötigten Fähigkeiten in den Teil-
streitkräften zusammen. Jeder soll
für jeden arbeiten, ohne Eitelkeiten
und Ressortabgrenzungen. Im Mittel-
punkt stehen also die Fähigkeiten
der Bundeswehr als Ganzes. „Net-
work-centric Warfare“, Kriegsfüh-
rung im Netzwerk, heißt die neue
Doktrin.

Nach Abschluß der Transforma-
tion wird es drei Kategorien von
Streitkräften geben, in denen Solda-
ten von Heer, Marine und Luftwaffe
gemeinsam, also „joint“, eingesetzt
werden. Aufgabe der neuen „Ein-
satzkräfte“ sollen Kampfeinsätze
sein, durch die in Konfliktregionen
der Frieden erzwungen werden soll.
Das Auftragsspektrum umfaßt „mul-
tinationale vernetzte Operationen
hoher Intensität in allen Dimensio-
nen“. Dafür sind 35.000 Soldaten
vorgesehen. Sie werden aufgaben-
orientiert ausgebildet und ausgerü-
stet. Bei der Beschaffung von mo-
dernster Bewaffnung und Aus-
rüstung sollen sie absoluten Vorrang
haben. Hier entsteht also eine hoch-
moderne Eingreiftruppe. Aus dieser
„Kräftekategorie“ entnimmt die
Bundeswehrführung zukünftig die
deutschen Kontingente für multina-
tionale Nato- und EU-Operationen.
Die „Stabilisierungskräfte“ sollen in
streitkräftegemeinsamen Operatio-
nen von niedriger und mittlerer In-
tensität und längerer Dauer zur Si-
cherung des Friedens eingesetzt
werden. Beispiel: Der laufende Ein-
satz in Afghanistan. Der Umfang der
Stabilisierungskräfte wird 70.000
Soldaten betragen. Damit wird der
zeitlich abgestufte Einsatz von bis zu
14.000 Mann möglich, die auf bis zu
fünf verschiedene parallel laufende
Operationen aufgeteilt sind.
Schließlich wird es 137.000 Mann
der „Unterstützungskräfte“ geben.
Sie werden die umfassende, streit-
kräftegemeinsame und durchhalte-
fähige Unterstützung der Einsätze

im gesamten Intensitätsspektrum
und den Grundbetrieb der Bundes-
wehr einschließlich der Ausbildung
sicherstellen.

Die Umstrukturierung beinhaltet
eine weitere Reduzierung der Streit-
kräfte von derzeit 285.000 auf
250.000 Soldaten und um weitere
10.000 auf 75.000 zivile Dienstpo-
sten. Eine kleinere Bundeswehr mit
veränderten Strukturen wirkt sich
natürlich auf die Stationierungs-
planung aus. Derzeit ist die Bundes-
wehr noch in 621 Standorten prä-
sent. Durch das Ressortkonzept
Stationierung aus dem Jahre 2001 ist
bereits eine Reduzierung auf 505
Standorte entschieden. Jetzt soll die
Zahl um weitere 100 auf 400 Stand-
orte verringert werden. Welche Gar-
nisonen aufgegeben werden, soll bis
Ende des Jahres entschieden sein. 

Der Umbau der Bundeswehr zur
Profiarmee ist unübersehbar. Den-
noch will Struck nach seinen eige-
nen Worten alles dafür tun, die
Wehrpflicht zu erhalten. Tatsächlich
aber wird die Bundeswehr durch die
neue Struktur auf das Ende der
Wehrpflicht vorbereitet. Künftig wer-
den die 45.000 Wehrpflichtigen in
gesonderten Einheiten zusammenge-
faßt, die an Verbände, die nur aus
Freiwilligen bestehen, gewisserma-
ßen angehängt werden. Gehen die
Profis in den Einsatz, werden die
Wehrpflichtigen geschlossen wieder
abgekoppelt. Sollte die Wehrpflicht
irgendwann fallen, lassen sich diese

Einheiten ohne
weitere strukturel-
le Änderungen der
Streitkräfte ein-
fach auflösen.

Was offiziell als
Modernisierung
und Anpassung

der Bundeswehr an ein neues Auf-
gabenspektrum deklariert wird, ist
in Wirklichkeit ein personeller und
materieller Schrumpfungs- und
Sparprozeß. Der Wehretat in Höhe
von 26 Milliarden Euro ist bis 2006
gesichert. Dann jedoch belasten
milliardenschwere Rüstungsprojek-
te den Haushalt. Für Struck hat aber
nur noch das Gerät Priorität, das für
die „strategische Verlegung“, die
„weltweite Aufklärung“ und die Ein-
satzführung erforderlich ist. Um
diese Beschaffungsvorhaben reali-
sieren zu können, will er in den
nächsten Jahren 26 Milliarden Euro
einsparen. Das soll durch die Redu-
zierung von Großgerät sowie durch
den Verzicht auf die Anschaffung
und Modernisierung von Rüstungs-
gütern erreicht werden. Bei den
Kürzungsentscheidungen soll es
sich nicht um die Einsparung be-
reits verplanter Mittel, sondern le-
diglich um Einschnitte bei der Pla-
nung handeln. „Aus der Wunschliste
ist eine Vorhabensliste geworden“,
so der Minister. Der Eurofighter, der
Airbus A 400 M, die Hubschrauber
NH 90 und „Tiger“ sowie die hoch-
modernen U-Boote vom Typ 212
sollen allerdings unangetastet blei-
ben. Außerdem will Struck das Heer
weiter mit modernen Fahrzeugen
ausrüsten.

Nach Abschluß der Umstrukturie-
rung werden die Teilstreitkräfte
kaum noch wiederzuerkennen sein.
In der Luftwaffe wird die Zahl der
Divisionen von derzeit vier auf drei
reduziert. Das Lufttransportkom-
mando wird aufgelöst, sobald die
Voraussetzungen für die Übernah-
me seiner Aufgaben durch ein Euro-
päisches Lufttransportkommando
gegeben sind. Die fliegenden Ver-
bände werden durch die Außer-
dienststellung zahlreicher Maschi-
nen erheblich Federn lassen
müssen. Glimpflich kommt die Ma-
rine davon. Sie wird lediglich ihre
Führungsstrukturen modernisieren
und „verschlanken“ müssen. Großer
Verlierer des Verteilungskampfes ist

aber das Heer. Schon länger fallen
die personellen und finanziellen
Entscheidungen gegen die größte
Teilstreitkraft. Jahrzehntelang waren
die Landstreitkräfte der Hauptträger
der Abschreckung. Militärische
Stärke wurde in erster Linie an der
Anzahl der Panzer gemessen, die im
Falle eines Angriffes die Hauptlast
des Kampfes getragen hätten. Sie
spielen heute aber kaum noch eine
Rolle. Jetzt sind es die ehemals im
Hintergrund stehenden „Kampf-
unterstützer“ wie Logistiker, Pionie-
re oder Sanitäter, die beim „Nation
Building“ in den Krisenregionen der
Welt benötigt werden. Von den
Kampftruppen kommen fast nur
noch die Fallschirmjäger zum Ein-
satz. Heeresspezifische Fähigkeiten
wie das Gefecht der verbundenen
Waffen sind nicht mehr gefragt.
Dementsprechend hat das Heer
auch bei den Beschaffungsvorhaben
das Nachsehen. Neue Panzer und
anderes Großgerät gibt es nicht
mehr, nur bei den leichten Gefechts-
fahrzeugen sind Modernisierung
und Zuwachs zu erwarten.

Dieser Mißstand ist zum Teil auch
selbstverschuldet, hat es die Heeres-
führung in den vergangenen Jahren
doch nicht verstanden, ihren Einfluß
auf die politische Entscheidungsfin-
dung zu erhalten. Das Heer der Zu-
kunft wird statt ehemals zwölf und
jetzt acht auch nur noch fünf Divi-
sionen umfassen. Davon wird eine
mit der Führung der Heeresanteile
an den Eingreifkräften beauftragt
werden. Träger der Stabilisierungs-
kräfte werden die Brigaden sein, die
organisator isch
unter den Divi-
sionskommandos
zusammengefaßt
werden.

Alles in allem
sind es also harte
Einschnitte, die die
Soldaten hinzunehmen haben. 
Rückendeckung erhält der Verteidi-
gungsminister bei seinen Plänen von
Generalinspekteur Wolfgang Schnei-
derhan und den Inspekteuren von
Marine und Luftwaffe. Sie können
sich auf jüngere Spitzenmilitärs stüt-
zen, die den von Struck gewünschten
„Generationswechsel im Denken“
langsam vollziehen und nun „im Ver-
bund“ denken. Wer dazu nicht bereit
oder in der Lage ist, bekommt
Schwierigkeiten, zumindest kann er
seine Karrierehoffnungen begraben.
Das bekam auch Heeresinspekteur
Gerd Gudera zu spüren. Der Drei-
Sterne-General wollte sich „das alles
schließlich nicht mehr antun“, wie
seine jahrelangen Wegbegleiter sa-
gen, und trat zurück. Damit ist er nur
seinem Rauswurf zuvorgekommen.
Sein Stellvertreter wurde vom Mini-
ster kurzerhand zur Nato „wegge-
lobt“.

Vielen älteren Soldaten fällt die
Umstellung auf die neuen Rahmen-
bedingungen ihres Dienstes schwer.
Sie sind in einer bipolaren Welt auf-
gewachsen. Ihr Auftrag waren die
Abschreckung und die Landesvertei-
digung. Daß die veränderte sicher-
heitspolitische Lage ein Umdenken
erfordert, wird auch von ihnen nicht
bestritten. Doch viele altgediente
Troupiers halten die vollständige Ab-
kehr von der Landesverteidigung für
einen Fehler. Sie glauben nicht, daß
die von Struck propagierte „Restitu-
tion“ der Landesverteidigungskräfte
bei einer erneuten Bedrohung inner-
halb der erforderlichen Zeit gelingen
wird. Resignation und Unzufrieden-
heit machen sich breit. „Das ist nicht
mehr meine Bundeswehr“ ist zu ei-
nem geflügelten Wort geworden.

Aber auch die Angehörigen der
jüngeren Generation, der es leichter
fällt, sich mit dem neuen Aufgaben-
spektrum zu identifizieren, sind mit
der Situation nicht immer glücklich.
Viele bemängeln, daß Auftrag und
Mittel, daß die personelle und mate-
rielle Stärke und die Belastungen der
Truppe durch die vielen Auslands-
einsätze nicht in Einklang stehen. In
diesem Zusammenhang kritisieren
sie die geplante Zentralisierung als
einen gefährlichen Schritt zur orga-
nisierten Mängelverwaltung.

Die Stimmen zu Strucks neuer
Truppe sind auch außerhalb der
Bundeswehr nicht einheitlich. Wäh-
rend die Grünen in seinen Plänen ei-
ne „mutige, tragfähige und substan-
tielle Umwandlung der Streitkräfte

zu einer Freiwilli-
genarmee“ sehen,
kritisiert die Oppo-
sition die Kürzun-
gen als „nicht ver-
tretbar“. Die Spar-
pläne seien unge-
heuerlich, da es
noch immer kein

Gesamtkonzept für die Bundeswehr
gäbe. Struck blende auch aus, daß
Deutschland eben nicht nur am Hin-
dukusch verteidigt werde.

Hamburgs Erster Bürgermeister
Ole von Beust kleidete seine Besorg-
nis beim Neujahrsempfang der
Bundeswehr in Hamburg in deutli-
che Worte: „Dürfen wir bei allem
weltweiten Engagement die Landes-
verteidigung außer acht lassen? Ich
halte das für falsch.“ Keiner könne
garantieren, daß wir auch in zehn
Jahren mit allen unseren Nachbarn
noch in Frieden leben. „Wir kommen
auch nicht auf die Idee, die Deiche
abzubauen, wenn wir fünf Jahre lang
keine Sturmflut hatten“, so von Beust
weiter. Daß Politiker das ausspre-
chen, was die meisten Menschen
denken, ist leider zur Ausnahme ge-
worden. Diese Äußerung ist wohl ein
Beispiel für das Gegenteil. �
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Friedman ad portas
Es kommt, wie leider zu erwarten

war: Der im vergangenen Jahr über
eine miese Sex- und Drogenaffäre
gestolperte Michel Friedman alias
„Paolo Pinkel“ hat seine TV-Karriere
nicht ab-, sondern nur kurzzeitig
unterbrochen. Schon in diesem
Frühjahr soll der – nur selten mode-
rate – Fernsehmoderator und (Ver-
bands-)Politiker wieder auf den
Bildschirmen Deutschlands zu se-
hen sein, allerdings standesgemäß
nur gegen Bares. Der dem Kirch-Im-
perium entstammende private Pay-
TV-Sender Premiere hat Friedman
für eine Sendereihe über spektaku-
läre Kriminalfälle eingekauft. Bran-
chenkenner erwarten thematische
Schwerpunkte bei Fällen aus der
Drogen- und Rotlichtszene. Herge-
stellt wird die Premiere-Show unter
Beteiligung der Produktionsfirma
von Sabine Christiansen, die Fried-
mans Karriere-Neustart mit einer
Einladung in ihre Sonntagabend-
Talkshow vorbereitet hatte. Beruhi-
gend: Wenigstens beim Zentralrat
der Juden in Deutschland denkt
man bislang nicht daran, dem ein-
stigen Vizevorsitzenden erneut Amt
und Würden anzutragen. EEBB

»Strafsteuer«
Bayerns Wissenschaftsminister

Thomas Goppel erhebt künftig an
den Universitäten des Freistaats
„Verwaltungsgebühren“ von 50 Eu-
ro pro Student und Semester; Lang-
zeitstudenten müssen sogar eine
zusätzliche „Strafsteuer“ von 500
Euro berappen. Goppel verspricht
sich davon auch Unterstützung von
Studierenden, die „aktiv qualitäts-
volle Lehre einfordern“. Das Pro-
jekt, von der Staatsregierung bereits
abgesegnet, stößt bei Studentenver-
tretern jedoch auf erbitterte Ableh-
nung. PPAA

Die Schulden-Uhr:

Trügerischer
Rückgang

Die Einnahmen der Öffent-
lichen Hand fielen 2003

zum Glück etwas höher aus als
zunächst befürchtet. Erstmals
seit dem 9. August 2003, als die
Schuldenuhr in der PAZ startete,
ergibt sich so ein leichter Rück-
gang des Fehlbetrags um knapp
3,4 Milliarden Euro. Doch, was
in Berlin als „Zeichen der begin-
nenden Erholung“ gefeiert wird,
macht bei näherem Hinsehen die
fatale Gesamtentwicklung erst
richtig sichtbar: In gut zwei Wo-
chen wird jene statistische „Er-
holung“ durch neues Schulden-
machen nämlich schon wieder
dahingerafft sein. Nur solange
benötigt der deutsche Staat, um
weitere drei Milliarden Miese
anzuhäufen. 

Staatsverschuldung 
in Deutschland:

1.334.778.160.020 €
(eine Billion dreihundertvier-
unddreißig Milliarden sieben-
hundertachtundsiebzig Millio-
nen einhundersechzigtausend
und zwanzig)

Vorwoche: 1.338.155.787.622 €
Verschuldung pro Kopf: 16.172 €
Vorwoche: 16.217 €

(Stand: Montag, 26. Jan. 2004,
12.05 Uhr.
Quelle: www.steuerzahler.de)

Getriebewechsel bei laufendem Motor
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Bundeswehrsoldat verteilt in Kunduz Spielzeug: Ob diese Art der Hilfe in Strucks
Kampftruppe der Zukunft einen Platz hat, ist unwahrscheinlich. Foto: SKA/IMZ

Die Modernisierung ist
im Grunde ein 

personeller Sparprozeß

Großer Verlierer 
des Verteilungskampfes

ist das Heer
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Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Alle
Redner haben so gesprochen,

daß ich nur sagen kann: Ich kann al-
les bekräftigen und unterstützen. Be-
sonders möchte ich mich natürlich
auf Wolfgang Bosbach, unseren stell-
vertretenden Fraktionsvorsitzenden,
beziehen. Ich möchte das nicht
wiederholen, aber ich bekräftige: Ju-
den gehörten seit Jahrhunderten zu
uns. Unser aller Wunsch ist: So soll
es wieder werden.

Ich darf etwas, was noch keiner ge-
sagt hat – als Letzter hat man es ein
wenig schwer, etwas bisher Ungesag-
tes zu bringen –, hinzufügen: Wir ha-
ben bei der Zuwanderung nach
Deutschland jetzt sogar die Situation,
daß erstmals mehr Juden nach
Deutschland gekommen sind als
nach Israel. Das wird vielleicht noch
manchem Kopfzerbrechen bereiten.
Aber es ist ein sehr positives, gutes
Zeichen.

Meine sehr geehrten Damen und
Herren, die ersten Architekten und
Baumeister am Haus der deutsch-jü-
dischen und der deutsch-israeli-
schen Beziehungen waren David
Ben-Gurion und Konrad Adenauer.
Konrad Adenauer formulierte die
noch heute gültige Basis, auf der
auch der zur Abstimmung stehende
Staatsvertrag letztendlich beruht. Ich
zitiere: „Wer unsere besondere Ver-
pflichtung gegenüber den Juden und
dem Staat Israel verleugnen will, ist
historisch und moralisch, aber auch
politisch blind. Der weiß nichts von
der jahrhundertelangen deutsch-jü-
dischen Geschichte und nichts von
den reichen Beiträgen, die von Juden
zur deutschen Kultur und Wissen-
schaft geleistet worden sind. Er be-
greift nicht die Schwere der Verbre-
chen des nationalsozialistischen
Massenmordes an den Juden.“ So
weit Konrad Adenauer.

(Beifall bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Glaube keiner, über dem deutsch-
israelischen Verhältnis habe damals
so etwas wie der Zauber des Anfangs
gelegen. Nein, zwischen den ersten
Geheimkontakten im Jahr 1951, der
Vertragsunterzeichnung im Jahre
1952 und, erst ein ganzes Jahr später,
der Ratifizierung im März 1953 lagen
riesige Anstrengungen für alle Betei-
ligten. Außerdem schwebte das Da-
moklesschwert des gänzlichen Schei-
terns über dem Vorhaben. Manche
Abgeordneten stimmten wegen der
Höhe der Entschädigungssumme
oder der drohenden Verärgerung der
Araber nicht zu oder enthielten sich.
Letztendlich war der erfolgreiche er-
ste Schritt der Mehrheit der CDU
und der geschlossenen Zustimmung
der Sozialdemokraten zu danken.
Auch die Anbahnung der diplomati-
schen Beziehungen glich unter ande-
rem wegen des Kräftevierecks

Bundesrepublik Deutschland, Israel,
DDR, Ägypten eher einer Echterna-
cher Springprozession, bis unter
Kanzler Erhard am 12. Mai 1965 Bot-
schafter ausgetauscht wurden.

Nein, einfach war es nie, weder die
deutsch-israelischen Beziehungen
noch das deutsch-jüdische Zu-
sammenleben in Deutschland.

Woran das liegt, hat György Kon-
rad, der langjährige Präsident der
Berliner Akademie der Künste, so
ausgedrückt: „Von wenigen Ausnah-
men abgesehen, sind wir weder Tä-
ter noch Opfer. Durch Blutsbande,
Bekanntschaften oder kulturelle Bin-
dungen aber gehen sie uns etwas an.
Wir wissen von ihnen ... Auf einer in-
neren Bühne sind sie anwesend, las-
sen sich nicht verscheuchen. Sie
kommen.“

György Konrad hat Recht. Wer eine
bewußte geschichtlich-kulturelle
Prägung erfahren hat und sich seiner
Entität zugehörig fühlt, der ist dem
Kommen, besser gesagt dem Hinzu-
drängen der Täter-Opfer-Rolle fast
hilflos ausgesetzt. Nicht jeder bringt
so viel Geduld auf und schätzt es als
erfreuliche Herausforderung ein wie
Avi Primor, der israelische Botschaf-

ter der Jahre 1993 bis 1999, wenn
sein deutscher Gesprächspartner un-
weigerlich und als Erster, was auch
immer der Gegenstand und ur-
sprüngliche Grund des Treffens ge-
wesen sein mochte, das Thema Nazi-
vergangenheit anschnitt.

Dieser Vergangenheitskomplex
führt zu seltsamen Fehlhaltungen
und treibt auch Blüten. Gestatten Sie
mir bitte, Ihnen in diesem Zu-
sammenhang eine Beobachtung mit-
zuteilen, die ich beim Nachlesen ein-
schlägiger Bundestagsprotokolle
machte. Spricht ein Mitglied des
Bundestages über einen deutschen
Juden, wird meist – Herrn Beck neh-
me ich ausdrücklich aus – die Um-
schreibung „jüdischer Mitbürger“
oder „jüdischer Bürger“ gewählt.

Professor Dr. Ernst Tugendhat,
Philosoph und deutscher Jude, be-
richtete in dem Wochenblatt Die
Zeit Ähnliches. In Deutschland,
und nur in Deutschland, werde die
Frage nach der Zugehörigkeit so ge-
stellt: Sind Sie jüdischer Abstam-
mung? Er fühle sich dann immer
etwas gekränkt und sehe sich genö-
tigt, zu antworten: Ich bin nicht nur
jüdischer Abstammung; ich bin
auch Jude.

Die höfliche Vorsicht, die in der
umständlichen Frageform liegt, löst
bei Tugendhat, so sagt er, ein ungutes
Gefühl aus. Er kann es sich nur so
vorstellen, daß der Fragende das Ju-
de-Sein als etwas Anrüchiges, als ei-
nen Makel empfindet. Wie würde es
in unseren Ohren klingen, wenn man
beispielsweise den Berliner Kardinal
fragte: Sind Sie katholischer Abstam-
mung?

Auch Ignatz Bubis ging diese ge-
wundene Umschreibung gegen den
Strich. 1996 ließ er einen so genann-
ten koscheren Knigge herausgeben.
Darin heißt es wörtlich: „Sie dürfen
ruhig ,Jude‘ sagen. Das Wort ist nicht
beleidigend. Wenn es Ihnen dennoch
nur schwer über die Lippen kommt,
dann hat das damit zu tun, daß
irgendwo in Ihrem Hinterkopf noch
rudimentär frühere Zeiten stecken.
Das allerdings ist Ihr Problem, nicht
unseres.“

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD
und der FDP sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Warum nicht von Ignatz Bubis ler-
nen? Mit allem Respekt: Ein Jude ist
ein Jude; ein Christ ist ein Christ.

Die psychologische Erklärung für
den Hang, das schlichte Wort Jude
nicht zu gebrauchen, dürfte in der
Tat darin liegen, daß es für viele
Deutsche assoziativ mit der Juden-
vernichtung besetzt ist. Zugleich –
das hat Herr Beck schon angespro-
chen – sind uns religiöse Inhalte
und Riten des Judentums weitge-
hend fremd geworden. Wir wissen
wenig von dem religiösen Univer-
sum und Reichtum einer 5.763jähri-
gen Geschichte als auserwähltes
Volk. Die Juden sind – ich spreche
als Christ – unsere weit älteren Brü-
der und Schwestern. Sie waren so-
zusagen Gottes erste Liebe. Gott sagt
in Genesis 12,3 zu Abraham: „Durch
dich sollen alle Geschlechter der Er-
de Segen erlangen. Ich will segnen,
die dich segnen, wer dich ver-
wünscht, den will ich verfluchen.“

Indem wir Juden in unserer Vor-
stellung und aufgrund unserer
Kenntnisdefizite von ihren religiö-
sen Prägungen separieren, rauben
wir ihnen den Wesensteil, der ihnen
als einziges Volk der Welt ein jahr-
tausendelanges Überleben und ein
Bewahren ihrer Identität gesichert
hat. Ziel des Vertrages mit dem Zen-
tralrat der Juden ist jedoch gerade,
jüdische Identität sowie jüdisches
kulturelles und religiöses Leben, al-
so Jüdischkeit, in Deutschland lang-
fristig zu sichern.

Wolfgang Bosbach hat das gute Ein-
vernehmen zwischen dem Zentralrat
und der Union betont. Ich pflichte
dem auch mit Hinweis auf die ge-
meinsam gewünschte Änderung des
Paragraphen 166 Strafgesetzbuch bei.
Übereinstimmend mit dem jüdischen
Vertreter sprach sich die Unionsfrak-
tion für eine Verbesserung des Schut-
zes religiöser Bekenntnisse aus. Pa-
rallele Anschauungen sind auch in
der Abtreibungsfrage zu verzeichnen.
Oberrabiner Berger bezeichnete Ab-
treibung als strafwürdiges Blutvergie-
ßen.

Da vor dem Kriege gerade die libe-
ralen jüdischen Gemeinden in
Deutschland stark vertreten waren,
bleibt mir abschließend nur die Bitte
an den Zentralrat, die geringe Zahl
der neu gegründeten liberalen jüdi-
schen Gemeinden an der jährlichen
Dotation anteilsmäßig zu beteiligen.

Schließen möchte ich mit einer Vi-
sion von einem zukünftigen umfas-
senden und friedlichen Zusammen-
leben aller Menschen guten Willens
unter einem Dach und möchte dazu
aus der Offenbarung des Johannes
zitieren: „Siehe, das Zelt Gottes bei
den Menschen! Und er wird bei ih-
nen wohnen, und sie werden sein
Volk sein.“

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD
und der FDP) �

Beifall von allen Seiten des Hauses. . .
Was der als »Antisemit« verunglimpfte Abgeordnete Hohmann zum deutsch-jüdischen Staatsvertrag zu sagen hatte

Als die CDU-Bundesvorsitzende Angela Merkel
Mitte November letzten Jahres beschloß, den Ab-
geordneten Martin Hohmann aus Fulda wegen
seiner Rede zum Tag der deutschen Einheit nicht
nur zu rügen, sondern auch aus der Unionsfrak-
tion ausschließen zu lassen, wollten auf einmal
zahlreiche Abgeordnete der anderen Fraktionen
„immer schon“ gewußt haben, daß dieser CDU-
Mann – übrigens Wahlkreisnachfolger des „Stahl-
helmers“ Alfred Dregger – ein übler notorischer
Antisemit sei; seit Jahren wollten sie vor diesem
„Rechtsradikalen“ gewarnt haben. Vier Monate

zuvor freilich scheint die parlamentarischen Sau-
bermänner kollektiver Gedächtnisschwund ereilt
zu haben: Am 6. Juni 2003 nämlich hielt der „seit
Jahren auffällige Antisemit“ Hohmann im Bundes-
tag eine Rede – ausgerechnet zum Abschluß des
Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Zentralrat der Juden in
Deutschland. Merkwürdig: Nicht nur Merkels
Christdemokraten und Stoibers Christlich-Soziale,
auch Schröders Sozialdemokraten, Westerwelles
Liberale und sogar Fischers Grüne klatschten Bei-
fall. Hier der Text aus dem Bundestags-Protokoll.

Neues von der Gesundheitsfront: Nach-
dem die soeben reformierte Reform

der Reform sich als dringend reformbe-
dürftig erwiesen hat, soll nun alles ganz an-
ders werden – wie, weiß die Gesundheits-
ministerin auch noch nicht so genau.
Immerhin deutet sich an, daß Bundestags-
abgeordnete nun doch ihren 20-Euro-
Bonus bei der Praxisgebühr wieder einbü-
ßen werden (was sich vielleicht durch eine
Diätenerhöhung kompensieren ließe). Und
da ja nun ein Großteil der an irgendetwas
leidenden Bevölkerung murrend, aber
letztlich doch widerstandslos die erste
Vierteljahresrate entrichtet hat, entdecken
immer mehr Krankenkassen, daß sie ei-
gentlich – unter bestimmten Voraussetzun-
gen – auf die Praxisgebühr verzichten

könnten. Und prompt entdeckt Ulla
Schmidt in Berlin, daß sie ihre Gesund-
heitsreform eigentlich von Anfang an so ge-
meint habe; leider nur hätten das Volk, die
Ärzte, die Kassen und die Pharmazeuten
sie bislang nicht richtig verstanden. 

Wie wir aus ersten Reaktionen unserer
Leser wissen, tun sich nach wie vor die
meisten Bürger, vor allem die älteren, recht
schwer, die „Segnungen“ dieser Gesund-
heitsreform zu verstehen. Wer muß für
welches Medikament wieviel zuzahlen?
Wie schwer muß man gehbehindert sein,
um weiterhin mit dem Taxi zum Arzt fah-
ren zu dürfen? Wer muß bei welchem Arzt
die zehn Euro Praxisgebühr zahlen? Wie
kann man verhindern, daß man gleich

mehrfach abkassiert wird? Und wer gilt
nun eigentlich als chronisch krank?

Gerade am letzten Punkt zeigt sich bei-
spielhaft, wie unausgegoren diese Reform
in die Welt gesetzt wurde. Diabetiker stan-
den zunächst nicht auf der Liste der chro-
nisch Kranken. Dann wurde „nachgebes-
sert“. Dennoch bleiben die Vorteile –
geringere Zuzahlung bei Medikamenten –
vielen von ihnen versagt, während sie die
Nachteile – zum Beispiel hohe Risikozu-
schläge bei durch die Gesundheitsreform
erzwungenen Zusatzversicherungen – tra-
gen müssen. Dies übrigens bei über sechs
Millionen Zuckerkranken in Deutschland
(allein in den letzten 15 Jahren Zunahme
um 48 Prozent!). EEBB

Gesundheitsreform: Total krank
Auch nach einem Monat sind die Patienten verärgert und verunsichert

Erst gefeiert, dann gefeuert: Blick in das Plenum der deutschen Volksvertretung. Foto: fotofinder/Michalke

DDaass 4400--EEuurroo--
PPrraaxxiissggeebbüühhrr--
TTrroossttppffllaasstteerr

ffüürr SSiiee
Sie nennen uns einen neuen Abonnen-
ten (der ein Jahres-Abo der Preußi-
schen Allgemeinen Zeitung bestellt),
und wir bezahlen Ihnen Ihre Praxisge-
bühr für 2004.

RRuuffeenn SSiiee uunnss aann,, TTeelleeffoonn ((00 4400)) 4411 4400 0088 4422,,
uunndd nneennnneenn SSiiee eeiinneenn nneeuueenn AAbboonnnneenntteenn**..
*(dieser darf im letzten halben Jahr nicht 
Bezieher der Preußischen Allgemeinen Zeitung gewesen
sein.) Nach Zahlungseingang der Abonnementgebühr,

üübbeerrwweeiisseenn wwiirr IIhhnneenn 4400 EEuurroo..
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Das war der Traum des Jo-
seph Goebbels: Nach
dem Reichstagsbrand

sollte das Anfang 1933 seiner
völligen Entmachtung entgegen
taumelnde Parlament in die
Potsdamer Garnisonkirche um-
ziehen, als symbolischen Akt
der Vereinnahmung der edel-
sten Traditionen Preußens
durch die Politik des neuen Re-
gimes.

Ihm stellte sich ein Mann in
den Weg, der Geschichte ma-
chen sollte: Otto Dibelius (1880
bis 1967), 1933 noch General-
superintendent der Kurmark.
Die Rache folgte bald. Noch im
selben Jahr wurde der streitba-
re Lutheraner seines Amtes ent-
hoben. 1938 stieg Dibelius in-
des ins Leitungsgremium der
Bekennenden Kirche Preußens
auf, wurde nach dem Krieg Bi-
schof von Berlin-Brandenburg
und von 1954 bis 1960 gar Prä-
sident des Weltkirchenrats. 

Die symbolträchtige Kirche
vom Zangengriff von Politik
und Ideologie fernzuhalten, das
war Dibelius’ Sieg und sein Er-
be. Ein Jahr nach seinem Tod
ließen die Kommunisten das
barocke Bauwerk 1968 zerstö-
ren. Seinem Geist, den der tote
Bischof so wacker verteidigt hat-
te, konnten sie nichts anhaben.

In Dibelius’ Sinne hatte die
„Tradionsgemeinschaft Potsda-
mer Glockenspiel“ (TPG) seit
1986 fast sechs Millionen Euro
Spenden gesammelt, um das
Meisterwerk neu zu errichten.
Die Tradition, der sie sich ver-
pflichtet fühlte, war jene, für die
Dibelius stand: Ein Gotteshaus
sollte es werden, daß sich um
keinen Preis hergibt als politi-
sche Bühne des Zeitgeistes, wo-
her auch immer der gerade we-
hen mag.

Mit dem Ende der DDR
schien die Zeit gekommen. Viel
Zuspruch aus Volk und Politik
und die unermüdliche Arbeit
der TPG ließen das Spenden-
aufkommen steigen und mit
ihm die Hoffnung, das Gottes-
haus bald neu errichten zu kön-
nen. Widerstand kam von uner-
warteter Seite: Die Evangelische

Kirche sträubte sich zunächst
ganz gegen den Bau, weil eine
preußische Traditionskirche
nicht in ihr ideologisches Kon-
zept paßte. Schritt für Schritt je-
doch mußten die Kirchenobe-
ren ihre Position „überdenken“,
ein Schock war für sie, als sich
plötzlich die Katholische Kirche
anerbot, eine neuerrichtete
Garnisonkriche in ihre Obhut
zu nehmen, falls die Protestan-
ten sie denn partout nicht ha-
ben wollten. 

Prompt schlug die Evangeli-
sche Landeskirche Berlin-Bran-
denburg vor, ein „Internationa-
les Versöhnungszentrum“ statt
einer richtigen Kirche in dem
erwünschten Neubau (in alter
Gestalt) zu errichten. Auf derlei
Politisierung wollte sich die
Traditionsgemeinschaft nicht
einlassen. Mit Erfolg, wie es
lange schien. Vor allem CDU-
Landeschef und Vize-Minister-
präsident Jörg Schönbohm
stärkte der TPG demonstrativ
den Rücken.

Noch kurz vor Weihnachten
2003 war die TGP voller Opti-
mismus, daß die von Dibelius
einst erfolgreich verhinderte

politische Inanspruchnahme
auch unter heutigen Vorzeichen
zu verhindern ist. Doch was un-
ter ungleich schwereren Bedin-
gungen solange verhütet wer-
den konnte, nun wird es
offenbar doch beklemmende
Wahrheit. Unter der Schirm-
herrschaft des EKD-Ratsvorsit-
zenden und Landesbischofs
Wolfgang Huber sowie des
brandenburgischen Minister-
präsidenten Matthias Platzeck
(SPD) und – besonders überra-
schend – von Jörg Schönbohm
wurde die Tradionsgemein-
schaft dieser Tage ausgebootet
von einer neuen Stiftung, wel-
che die massive Politisierung
der Garnisonkirche durch-
drücken will – wenn dafür ge-
nug Mittel zusammenkommen.
Einziehen soll nun also das
„Internationale Versöhnungs-
zentrum“, das sich mittels einer
Dauerausstellung vor allem der
Vergegenwärtigung der NS-Ge-
schichte widmet. Für Andach-
ten ist lediglich eine kleine Ka-
pelle vorgesehen. 

Die in jahrelangem Gezerre
krisenerfahrene Traditionsge-
meinschaft bleibt erstaunlich
gelassen. TPG-Vorsitzender

Max Klaar betonte der PAZ
gegenüber zunächst die positi-
ven Seiten: Immerhin sei nun
für 2005 endlich ein konkreter
Baubeginn vereinbart worden.
Zudem bleibe abzuwarten, ob
dies schon das letzte Wort sei.
Die Evangelische Kirche habe
sich von der Totalablehnung bis
zum jüngsten Beschluß schon
ein ganzes Stück bewegt. „Erst
wollten sie die Kirche gar nicht.
Dann nur mit dem Nagelkreuz
von Coventry als Spitze statt
der alten mit Sonne und Adler,
nun haben sie auch darauf ver-
zichtet. Wir bleiben optimi-
stisch, daß der Lernprozeß
weitergeht,“ so Klaar.

Zum plötzlichen Sinneswan-
del von Jörg Schönbohm mein-
te Klaar hingegen kühl: „Dazu
nehme ich keine Stellung.“ Ei-
nes jedoch bleibe unverändert:
„Unsere Spenden haben wir für
das im besten Sinne preußische
Gotteshaus gesammelt, und al-
lein dafür werden wir das Geld
unserer Spender hergeben.“
Unter diesen Bedingungen sei
man auch weiter zur Koopera-
tion bereit. Im März würden die
Spender hinsichtlich der Zu-
kunft der TPG befragt. �

Normalerweise liebt Berlins
Regierender Bürgermeister
Klaus Wowereit (SPD) das

Bad in der Menge. Keine Fete, Mo-
denschau, Love- oder Homoparade,
bei der „Wowi“ nicht mittenmang ist.
Im Januar 2004 aber benutzte er
den Hinterausgang, um seinen
Amtssitz, das Rote Rathaus, zu ver-
lassen. Denn vorn veranstalteten
Studenten eine Mahnwache gegen
die Bildungspolitik des Senats. 

Es ist noch nicht lange her, da ge-
noß Wowereit gerade bei Studenten
hohes Ansehen. Für sie verkörperte
er den Prototyp des modernen
Großstadtpolitikers. Über den Man-
gel an Programmatik und Artikula-
tionsfähigkeit sahen sie hinweg. 

Nicht Klaus Wowereit hat sich
seitdem geändert, wohl aber der
Blick auf ihn. Wowereit amtiert seit
Juni 2001. Zwei Jahre lang galt es als
unhöflich oder spießig, seinen von
Festtagslaune und Reiselust gepräg-
ten Regierungsstil zu kritisieren.
Nur langsam kam man dahinter, daß
seine Auftritte und die Schwerpunk-

te, die er setzte, vulgär und instinkt-
los waren. Im April 2003 wurde der
Polizist eines Sondereinsatzkom-
mandos während der Razzia bei ei-
ner libanesischen Großfamilie er-
schossen. Wowereit fand keine Zeit,
persönlich zu kondolieren und an
der Trauerfeier teilzunehmen. Bei al-
ten, auf natürliche Weise verflosse-
nen Filmstars ist seine Teilnahme
hingegen selbstverständlich. Als der
Chef der Berliner Polizeigewerk-
schaft ihn deswegen in einem Offe-
nen Brief heftig angriff, reagierte er
patzig. Am 1. Mai flogen in Kreuz-
berg wie üblich Steine, zahlreiche
Beamte wurde verletzt. Und Wowe-
reit? Der weilte in Philadelphia, wo
eine schwule Reisemesse stattfand.

Seitdem geht es nicht mehr nur
um Kritik an seinen Stil, auch seine
Fähigkeiten werden angezweifelt,
sogar in der eigenen Partei. Den An-
fang machte im Frühjahr 2003 der
SPD-Bezirksvorsitzende von Kreuz-
berg-Friedrichshain, der ihn in ei-
nem Zeitungsinterview aufforderte,
endlich mit einer verläßlichen Poli-
tik zu beginnen. Er müsse „deutlich

sagen, wie sein Gesamtentwurf für
Berlin aussieht“, denn nur so könne
man die Menschen motivieren, die
harten Einschnitte im Haushalt mit-
zutragen. Ähnlich äußerte sich der
Parlamentarische Geschäftsführer
der SPD im Abgeordnetenhaus. Auch
PDS-Senatoren beklagten Wowereits
substanzlose „Symbolpolitik“ und
„populistische Argumentation“. 

Bis vor wenigen Monaten konnte
der Bürgermeister sich darauf ver-
lassen, Berlins populärster Politiker
und für seine Partei ein unverzicht-
bares Zugpferd zu sein. Doch seit
dem Herbst 2003 hat ein neuer
Stimmungseinbruch stattgefunden.
Wowereit flog zu einer einwöchigen
Reise nach Mexiko, deren Sinn bis
heute unklar ist. Die Daheimgeblie-
benen versorgte er via Bild mit ei-
nem „Reisetagebuch“ (Siehe PAZ
Folge 43 vom 25. Oktober 2003), in
dem es um Biergenuß, den Ausblick
aus dem Hotelfenster und die SMS
an seinen Liebsten ging. Höhepunkt
war der Auftritt bei einem mexika-
nischen Fernsehclown, der ihn frag-
te: „Klaus, bist Du besoffen?“ Den

Zorn zu Hause ignorierte er. Kaum
zurückgekehrt, besuchte er demon-
strativ den „Quatsch Comedy Club“
im Friedrichstadtpalast, wo er sich
als „sexiest Bürgermeister der Welt“
vorstellen ließ.

Das Maß ist voll und der bunte
Zirkusgaul zum Problem geworden.
Die aktuellen Umfragewerte für die
SPD liegen bei 20 Prozent. In der
Bevölkerung gilt Wowereit als über-
fordert. In den Abendnachrichten
des auf Hofberichterstattung ge-
trimmten Landessenders mußte er
sich kürzlich die Frage gefallen las-
sen, ob es für die Präsentation der
Hauptstadt ausreiche, wenn ihr
Oberhaupt alle drei Wochen bei Sa-
bine Christiansen auftauche. Der
harsche Ton, in dem die anderen
Bundesländer neue Finanzzuwei-
sungen an Berlin ablehnen, spricht
Bände. Wowereit ist es nicht gelun-
gen, bei den Länderkollegen für die
Situation der Hauptstadt Verständ-
nis zu wecken. Er wird nicht ernst
genommen. Und sogar die Berliner
begreifen, daß an der Spitze der
Stadt ein Hanswurst steht! �

Schlösser:
Mehr Besucher

Einen Anstieg der Besucher-
zahlen konnte im vergange-

nen Jahr die Stiftung Preußi-
sche Schlösser und Gärten
Berlin-Brandenburg verzeich-
nen. 2,2 Millionen Menschen
strömten in die Einrichtungen –
nach einem vorübergehenden
Publikumsrückgang 2002 wie-
der ein deutliches Wachstum.
Spitzenreiter war das Jagd-
schloß Grunewald, das mit
22.000 Besuchern einen An-
stieg um knapp 340 (!) Prozent
verbuchen konnte. 

Auch in diesem Jahr rechnet
die Stiftung mit guten Besu-
cherzahlen, zumal eine Reihe
von interessanten Ausstellun-
gen geplant ist. Die größte steht
unter dem Titel „Preußisch
Grün – vom königlichen Hof-
gärtner bis zum Gartendenk-
malpfleger“ und widmet sich
den einzigartigen Parks und
Gärten Berlins, zu sehen vom
18. Juli bis 17. Oktober im
Schloß Glienicke. Bereits ab 7.
Mai wird eine Schau zu Ehren
der vor 50 Jahren verstorbenen
Kronprinzessin Cecilie im Mar-
morpalais gezeigt. ooss

Potsdam: Ein erster Schritt
Garnisonkirche soll „Versöhnungszentrum“ werden / Von Hans HECKEL

»Klaus, bist du besoffen?«
Die Party ist zuende: Berliner beginnen an Wowereit zu verzweifeln / Von Thorsten HINZ

Der leibhaftige
Klassenfeind
Von Ronald GLÄSER

Besonders die
plötzliche Kehrt-
wende von Bran-
denburgs CDU-
Chef Schönbohm
hinterläßt Verwun-
derung:
Brandenburgs Mi-
nisterpräsident
Matthias Platzeck
(SPD, li), Bischof
Wolfgang Huber
(mi) und Vize-Mini-
sterpräsident Jörg
Schönbohm (CDU,
re) am 15. Januar
im Potsdamer In-
dustrieclub mit ei-
nem Modell der
Garnisonkirche.

Foto: pa

Früher, in der DDR, im „Osten“ – da gab es
Parteifunktionäre, die die Taschen der

wichtigen Politbürobonzen tragen mußten.
Die beteten heute dieses, morgen jenes nach,
was von der Parteiführung vorgebetet wurde.
Man nannte sie auch Apparatschicks. Die
Mauer und den Osten gibt es nicht mehr.
Aber es gibt neue Apparatschicks. Heute
arbeiten sie für Minister und Abgeordnete
der Berliner Republik. Eine von ihnen ist
Anke Marei Ludwig.

Die 25jährige hat eine Bilderbuchkarriere
in der CDU hingelegt. Sie ist jung, hübsch,
intelligent und bei einem CDU-Abgeordneten
aus Freiburg beschäftigt. Letzte Woche tagte
der Berliner Ortsverband, in dem sie stellver-
tretende Vorsitzende ist. Es ist der konservati-
ve Ortsverband, dem lange der Abgeordnete
Ekkehard Wruck vorstand. Der hat 1991 mit
der Gründung einer nationalkonservativen
Partei gedroht, falls der Bundestag Bonn zur
Bundeshauptstadt mache. Manfred-Mautde-
saster-Stolpe wurde von ihm öffentlich der
Zusammenarbeit mit dem MfS bezichtigt.

Das sind alles Schauergeschichten aus
längst vergangener Zeit – in den Augen von
Fräulein Ludwig. Sie repräsentiert das System
Merkel. Und eine Partei, die von einer frühe-
ren FDJ-Sekretärin für Agitation und Propa-
ganda geleitet wird, geht mit Männern wie
Martin Hohmann nicht eben zimperlich um.

Genau darum ging es auch bei der Tagung
des Ortsverbandes. Diskutiert wurde über
innerparteiliche Demokratie und Patrio-
tismus. Alle waren für Hohmann. Außer
einer: Anke Ludwig.

Nur das schnelle Eingreifen der Parteivorsit-
zenden habe die Partei vor weiterem Schaden
bewahrt. Diesen und anderen Unsinn berich-
tet die Linientreue. Sie sieht sich als tapfere
Kämpferin in einer von erzkonservativen
Männern geprägten Welt. Sie liebt ihre Rolle.

Sie glaubt in dem einzigen anwesenden
Pressevertreter sogleich einen natürlichen
Verbündeten zu haben, und spricht ihn nach
der Veranstaltung an. Als sie erfährt, daß der
die Rede Martin Hohmann von vorne bis
hinten „für ausgezeichnet“ hält, wird sie erst
hysterisch und dann aufdringlich. Sie schreit,
und sie verlangt, nicht namentlich erwähnt
zu werden. Es ist eine sehr skurrile Szene. Sie
tut so, als stände der leibhaftige Klassenfeind
direkt vor ihr. Einem guten Apparatschick
wäre das nicht passiert. Aber das kann Anke
Ludwig ja noch lernen.
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Es ist paradox: Deutschland
steuert wegen des Geburten-
mangels auf eine schwere de-

mographische Krise zu, doch gleich-
zeitig gewährt der Staat pro Jahr
Zuschüsse für über 100.000 Abtrei-
bungen. Mit mehr als 40 Millionen
Euro Steuergeldern finanzierten die
Sozialministerien der Bundesländer
2002 die Durchführung von
S c h w a n g e r s c h a f t s a b -
brüchen. Nach den gesetzlichen Be-
stimmungen soll dabei eine finan-
zielle Bedürftigkeit der abtreibungs-
willigen Frau geprüft werden. Nur
wenn ihr Einkommen (ohne das des
Mannes) unter der Grenze von 912
Euro monatlich liegt, muß der Staat
zahlen.

In der Praxis ignorieren die Be-
hörden den Gesetzestext weitge-
hend, denn die Bedürftigkeit wird
kaum geprüft. Die Abtreibungs-
kosten, von den Krankenkassen vor-
finanziert, übernimmt damit in den
meisten Fällen der Steuerzahler.
Zwischen 80 und 90 Prozent beträgt
durchschnittlich die Förderquote.
An der Spitze liegen die nördlichen
Bundesländer Niedersachsen (96
Prozent), Nordrhein-Westfalen (94
Prozent) und Schleswig-Holstein
(92,6 Prozent). Im Vergleich eher ge-
ring ist dagegen die Quote in Bay-
ern, wo „nur“ 63,5 Prozent der Ab-
treibungen von den Sozialämtern
gezahlt werden.

„Ist der Staat zu
freigiebig mit der fi-
nanziellen Unterstüt-
zung der Tötung 
potentieller Staats-
bürger“, fragte vor
kurzem die Frank-
furter Allgemeine
Zeitung. Die CSU hat
jetzt die Initiative er-
griffen: Bayerns Sozi-
alministerin Christa
Stewens und der
Münchner Bundes-
tagsabgeordnete Jo-
hannes Singhammer
forderten ein Ende
der Abtreibung auf
Staatskosten. „Es ist
skandalös, daß Geld für Kinder-
spielplätze fehlt, aber für die Abtrei-
bung vorhanden ist“, beklagte Frau
Stewens. Und weiter: „Nach der kla-
ren Aussage des Bundesverfassungs-
gerichts ist die Übernahme der Ko-
sten von Schwangerschaftsab-
brüchen aus Steuergeldern grund-
gesetzwidrig.“ 

Kritik kam dagegen von der SPD.
Deren Sozialexperte Fritz Schösser
wies Forderungen nach einer Ände-
rung des geltenden Abtreibungs-
rechts zurück: „Jetzt versuchen die-
jenigen, die schon immer gegen
eine staatliche Regelung waren,
durch die Hintertür einen neuen
Vorstoß.“

Der CSU-Abgeordnete Singham-
mer hingegen betonte, der Staat
müsse bessere Rahmenbedingungen
für Familien schaffen, „anstatt prak-
tisch unbegrenzt Abtreibungen zu
bezahlen“. Die finanzielle Lage vie-
ler Familien mit Kindern sei be-

denklich. „Schon über eine Million
Kinder leben in Sozialhilfehaushal-
ten.“ 

Auf Nachfrage dieser Zeitung er-
klärte Singhammer, er sei in der
Presse falsch zitiert worden: „Abge-
triebene Kinder fehlen uns nicht in
erster Linie als Konsumenten. Ich
habe nur gesagt, daß es neben der
ethischen Dimension der Abtrei-
bung, um die es mir vorrangig geht,
auch ein wirtschaftliches Problem
gibt, das aber nachgeordnet ist.“ For-
schungsinstitute gingen davon aus,
so Singhammer, daß das Wachstum
in Deutschland wegen des Gebur-
tenschwunds um 0,6 Prozent jähr-
lich hinter seinem Potential zurück-
bleibe.

Das Ausmaß der staatlichen Sub-
ventionierung der Abtreibungen
kam erst Ende letzten Jahres durch
eine parlamentarische Anfrage des
CDU-Abgeordneten Hubert Hüppe
ans Licht. Auch Singhammer hat

sich an die Bundes-
regierung gewandt,
die ihm bestätigte,
daß in den letzten
fünf Jahren 197
Millionen Euro Steu-
ergelder für Abtrei-
bungen geflossen
sind. 

Hüppe und Sing-
hammer haben mit
ihren Nachforschun-
gen Tatsachen aufge-
deckt, die auch von
erheblicher juristi-
scher Brisanz sind.
Denn nach dem Ur-
teil des Karlsruher

Bundesverfassungsgerichts (BVG)
vom 28. Mai 1993 sind Abtreibun-
gen in Deutschland nach wie vor
rechtswidrig, wenn auch nicht straf-
bar. Der Staat beteiligt sich also mas-
siv an der Finanzierung einer
rechtswidrigen Handlung. Dies ge-
schieht nicht bloß in Ausnahme-
fällen, wie Hüppe ermittelt hat. Fast
immer trägt der Staat – also die
Steuerzahler durch ihre Zwangsab-
gaben – die Kosten für die Tötung
ungeborener Kinder in Deutsch-
land.

„Lange Zeit hat keine Partei das
Thema Abtreibungen angefaßt, da
sie alle eine unangenehme Diskus-
sion vermeiden wollten“, beschreibt
Manfred Libner, Geschäftsführer
der Christdemokraten für das Leben
(CDL), die Schwierigkeiten seines
Verbandes. Die moralische Fragwür-
digkeit von Abtreibungen errege in
Deutschland nur eine Minderheit,
glaubt Libner. Doch in Zeiten der
Kürzungen im Gesundheitswesen

fragten die Bürger sich, warum der
Staat Abtreibungen voll bezahle,
wenn gleichzeitig von Krankenversi-
cherten schmerzhafte Einschnitte
verlangt werden. „Über die Kosten-
frage drängt der Skandal jetzt in die
öffentliche Diskussion“, so Libner.
„Die CDL hofft, daß den Worten
auch Taten folgen, etwa eine
Bundesratsinitiative.“

Obwohl nun über die Finanzie-
rung von Schwangerschaftsabbrü-
chen gestritten wird, vermeidet die
Politik bislang, den Zusammenhang
zwischen hohen Abtreibungsraten
und demographischer Krise anzu-
sprechen. Laut den Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamts gab es 2002
rund 130.000 registrierte Abtrei-
bungen. Die Dunkelziffer liegt trotz
der Meldepflicht erheblich höher,
meinen Experten. „Ich gehe davon
aus, daß es bis zu 300.000 Abtrei-
bungen in Deutschland pro Jahr
sind“, schätzt Singhammer. Stellt
man diesen Abtreibungen die ge-
ringe Zahl von knapp 720.000 Ge-
burten pro Jahr gegenüber, zeigt
sich die Bedeutung der Problema-
tik. „Wenn es uns nur gelänge, etwa
100.000 ungeborene Kinder zu ret-
ten und ihnen die Eintrittskarte für
das Leben zu schenken,“ hofft Sing-
hammer, „dann wäre unser demo-
graphisches Problem zwar nicht ge-
löst, aber wir stünden deutlich
besser da.“ PPllii
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Berlins Mitte soll in den kom-
menden Jahren zu dem Ort wer-

den, in dem Deutschland symbo-
lisch, räumlich und architektonisch
zu sich selbst finden kann. Dazu ge-
hört der Wiederaufbau des Stadt-
schlosses, von den Kommunisten
gesprengt, um preußische und deut-
sche Traditionen zu zerstören. Dafür
wird die Abrißbirne den Palast der
Republik treffen, jenen sozialisti-
schen Prunkbau, den die SED an
Stelle des Hohenzollernschlosses
errichtete. Architektonisch als häß-
lich empfunden, soll er seinem ein-
drucksvollen Vorgänger wieder wei-
chen. So weit, so gut. 

Doch eine Frage bleibt: In dem
Teil des Republik-Palastes, der dem
Berliner Dom am nächsten gelegen
ist, tagte nicht nur in den langen
Jahrzehnten der kommunistischen
Herrschaft zwei- bis dreimal jähr-
lich für eine knappe Woche die
„Volkskammer“, je-
nes Scheinparla-
ment der DDR, für
das es weder freie
noch geheime
Wahlen gab und
dessen Sitzvertei-
lung feststand,
noch bevor die Be-
völkerung „falten ging“. In diesem
Teil des Gebäudes tagte auch wäh-
rend und nach der friedlichen Revo-
lution der Jahre 1989 und 1990 die
frei gewählte Volkskammer. Diese
große Deutsche Revolution, die
welthistorisch mindestens den sel-
ben  Rang beanspruchen kann wie
die Französische Revolution des Jah-
res 1789, ist dieser sogar moralisch
weit überlegen, weil sie friedlich
verlief und keiner Guillotine und

Massenmorde bedurfte, um erfolg-
reich zu sein. Sie besiegelte das En-
de  des menschenverachtenden, im
Marxismus begründeten Kommu-
nismus und eröffnete dem gesamten
Europa eine auf Freiheit und Demo-
kratie begründete Perspektive.

Die ersten und einzigen freien
Parlamentswahlen in der DDR
brachten bei einer Wahlbeteiligung
von 93,4 Prozent der von der CDU
angeführten „Allianz für Deutsch-
land“ mit knapp 48 Prozent den
Sieg, weil sie sich für eine baldige
Wiedervereinigung ausgesprochen
hatte. Aus den Allianzparteien, der
SPD, der DSU und den Liberalen
wurde eine breite Koalitionsregie-
rung gebildet mit dem Ziel der Ver-
einigung „so schnell wie möglich
und so gut wie möglich“.

Die konzentrierte Arbeit dieser
Volkskammer erforderte eine enor-

me Leistung, ge-
meinsam mit dem
Einheitsausschuß
des Deutschen
Bundestages. Die
Ratifizierung des
Vertrages über die
W i r t s c h a f t s - ,
Währungs- und

Sozialunion, die Demokratisierung
und Föderalisierung erbrachten in
der kurzen Zeit von April bis Ok-
tober 1990 164 Gesetze und 93 Be-
schlüsse. An diese Ergebnisse beck-
messerisch heranzugehen und sie
an denen erfahrener Parlamente be-
urteilen zu wollen, ist unangemes-
sen. Die günstige Weltlage und die
sich ständig verschlechternde Lage
in der DDR standen dabei immer
vor Augen. Das alles geschah in ei-

nem „Parlament, das sich selbst ab-
schaffen wollte“, wie es der SPD-
Fraktionsvorsitzende Richard
Schröder formulierte. 

In den frühen Morgenstunden
des 23. August 1990 beschloß die
Volkskammer mit 294 gegen 62
Stimmen bei 7 Enthaltungen den
Beitritt der DDR zur Bundesrepu-
blik Deutschland mit Wirkung vom
3. Oktober 1990. Der damalige
Bundespräsident Richard von
Weizsäcker sagte
später über die
Par lamentar ier
dieser Volkskam-
mer: „Mit einer
Hingabe ohneglei-
chen rangen sie
um Lösungen. Ihr
Mangel an profes-
sioneller Parlamentsroutine gehör-
te deshalb zu den Vorzügen, weil
sie sich nicht gegenseitig festnagel-
ten … Die kurze Arbeitszeit der
freigewählten Volkskammer in der
DDR gehört zu den besten Kapiteln
in der deutschen Parlamentsge-
schichte.“

Mit dem gesamten „Palast der Re-
publik“ erwartet jetzt auch der ge-
schichtsträchtige Teil der ehemali-
gen Volkskammer die Abrißbirne.
„Häßlich“ mag er heute erscheinen,
häßlich war auch manches an der
deutschen Geschichte. 

In welchem Land der Welt könn-
te vergleichbare Geschichtslosig-
keit  geschehen? In den USA gewiß
nicht, wo das Haus, in dem einst
das erste  Sternenbanner genäht
wurde, zum nationalen Monument
erklärt wurde. Aber Deutschland

hat auch in Bonn den alten Plenar-
saal des Bundestages abgerissen, in
dem einst Adenauer, Erhard, Schu-
macher und Heuß nach dem Zu-
sammenbruch Deutschland frei
und demokratisch neu begründe-
ten …

Die Erhaltung des Volkskammer-
Teils im „Palast der Republik“ würde
die Pläne des Schloßaufbaus nicht
unmittelbar tangieren, wohl aber
das Gesamtensemble in seiner

Ästhetik erheblich
beeinträchtigen.
Die Entscheidung
lautet: Ästhetik
oder Geschichte
am Ort ihres Ge-
schehens, mitten
in der Hauptstadt
Berlin. Schon erin-

nern kaum noch Teile der Mauer
und des Stacheldrahts in Berlin und
an der früheren Zonengrenze an die
fast ein halbes Jahrhundert dauern-
de Teilung Deutschlands. Im Zen-
trum des politischen Geschehens,
am Reichstagsgebäude, soll ein in
das Pflaster eingelassener, achtlos
überschreitbarer Metallstreifen an
die Mauer erinnern, an der Men-
schen ermordet wurden, weil sie
von Deutschland nach Deutschland
wollten. 

Fest steht: Die Geschichtslosigkeit
der Jugend ist immer ein Spiegel
des Verhaltens der Elterngeneration.
Wenn die beachtlichen historischen
Beiträge der Deutschen zur Freiheit
in der Welt nicht sichtbar bleiben
oder wieder sichtbar gemacht wer-
den, darf man sich über den Mangel
an demokratischen Patriotismus
nicht beklagen. �

Palast der Republik ist
ein Zeugnis 

deutscher Geschichte

Schon jetzt erinnert
kaum noch 

etwas an die Mauer

Gedanken zur Zeit:

Geschichte sichtbar machen!
Von Wilfried BÖHM

Gegen subventionierte Abtreibung
CSU-Politiker fordern ein Ende der staatlichen Kostenübernahme

Fordern ein Umdenken: Der Münchner Bundestagsabgeordnete Sing-
hammer und Bayerns Sozialministerin Stewens Fotos (2): Das Parlament

Nördliche Bundesländer
zahlen bis zu 96 Prozent
der Abtreibungskosten

Im Jahr 2002 gab es 
rund 130.000 registrierte

Abtreibungen

Es ist still – geradezu grabesstill
– geworden um das Thema

Abtreibung. Das war in den 70er
und 80er Jahren anders. Da zogen
kampfeslustige Emanzen mit dem
Slogan „Mein Bauch gehört mir“
durchs Land. Politisch und ideolo-
gisch waren sie zumeist beheima-
tet bei der sich gerade etablieren-
den Partei der Grünen. 

Zu deren Kernforderungen
zählte damals das sogenannte
Verursacherprinzip. Wie merk-
würdig: Auf alle Bereiche des Um-
weltschutzes und der Technologie
sollte es lückenlos angewandt
werden. Aber hat man je von For-
derungen gehört, die „Verur-
sacher“ (nicht unbedingt immer
„gentlemen“) auch dann zur Kasse
zu bitten, wenn es um die Kosten
eines Schwangerschaftsabbruchs
geht? Warum eigentlich nicht? In
den weitaus meisten Fällen pfle-
gen Schwangerschaften mit tat-
kräftiger männlicher Beteiligung
zu entstehen. Und leider fällt auch
die Entscheidung, eine – warum
auch immer unerwünschte –
Schwangerschaft abzubrechen, oft
mit männlicher Beteiligung. Im
Klartext: Die Herren haben gern
ihren Spaß, wollen aber für die
Folgen nicht in die Pflicht genom-
men werden und setzen daher die
werdenden Mütter massiv unter
Druck. Eine schäbige Verantwor-
tungslosigkeit, die von der „Spaß-
gesellschaft“ auch noch quasi be-
lohnt wird, indem Krankenkassen
oder Sozialämter (oder auch in re-
lativ seltenen Fällen die Frauen)
die Abtreibungskosten überneh-
men. Gerade angesichts der heuti-
gen Möglichkeiten, die „Erzeuger“
eindeutig zu identifizieren, sollte
man es den Beinahe-Vätern nicht
so leicht machen, sich aus der
Verantwortung zu stehlen. HH.. JJ..MM..

Warum nicht
die Väter?

05_PAZ5  27.01.2004  11:13 Uhr  Seite 1    (Schwarz/Process Black Auszug)
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Blick nach Osten

Streit um Autonomie
Bukarest – Ein Autonomiestatut

für das siebenbürgische Szekler-
land soll in Kürze  zur parlamenta-
rischen Beratung eingebracht wer-
den. Das von radikaleren Minder-
heitenvertretern um Bischof Tökes
ausgearbeitete Projekt sieht eine
territoriale und verwaltungsmäßi-
ge Autonomie des von rund 700 000
madjarischen Szeklern besiedelten
Gebietes (etwa 80 Prozent der Ein-
wohner) vor, die Bildung eines Re-
gionalparlaments, eigene Gesetze
sowie den parallelen Gebrauch des
Ungarischen. Rumänische Bewoh-
ner sollen gemäß ihrem Bevölke-
rungsanteil öffentliche Ämter be-
setzen können, jedoch müssen sie
dafür der ungarischen Sprache
mächtig sein. Während der an der
Regierung beteiligte gemäßigte
Verband der Ungarn in Rumänien
die Pläne als „mißlungen und un-
professionell“ bezeichnete, da sie
zum ungeeigneten Zeitpunkt die
Beziehungen beider Völker belaste-
ten, fiel die Kritik der rumänischen
Seite sehr scharf aus. Am 21. Januar
beschäftigte sich der Oberste Ver-
teidigungsrat Rumäniens mit dem
Autonomieprojekt, und Innenmi-
nister Rus betonte, daß entspre-
chend der Verfassung nur solche
Institutionen anerkannt würden,
die Rumänien als einheitlichen Na-
tionalstaat definierten.

Gemeinsame Kritik
Düsseldorf – Der ungarische

Botschafter Dr. Sander Peisch übte
auf einer Veranstaltung im Düssel-
dorfer Gerhart-Hauptmann-Haus
Kritik an den Benesch-Dekreten.
Diese „belasten Europa weiter“
und beträfen nicht nur die Sude-
tendeutschen, sondern gleichfalls
die ebenso vertriebenen Ungarn.
Vor diesem Hintergrund unter-
stütze die Republik Ungarn das ge-
plante Zentrum gegen Vertreibun-
gen, erklärte Peisch.

Geldverschwendung
St. Annaberg – Das Arbeitsamt

im oberschlesischen Laurahütte-
Siemianowitz hat 110 000 Euro aus
dem EU-Programm „Leonardo da
Vinci“ zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit erhalten. Wie die Zei-
tung Unser Oberschlesien am 14. Ja-
nuar berichtete, wurden mit dem
Geld zwei Gruppen von je 45 Ar-
beitslosen in die Bundesrepublik
Deutschland entsandt, um dort
(und nicht zu Hause!) in Spezial-
kursen zu Köchen bzw. Fachkräften
im Baugewerbe trainiert zu wer-
den. Zu den Programmen gehörte
eine mehrtägige Schulung, die ei-
gens dem Zurechtfinden in der neu-
en Umgebung diente.

Hohe Häftlingszahlen
London – Die baltischen Staaten

haben gemessen an ihrer Einwoh-
nerzahl mit die höchste Inhaftie-
rungsquote in Europa. Wie das
Londoner International Center for
Prison Studies in diesem Monat be-
richtete, sitzen in Estland 361 Perso-
nen auf 100 000 Bürger im Gefäng-
nis, in Lettland 352 und in Litauen
226. Diese Anteile liegen deutlich
höher als in den bisherigen EU-Mit-
gliedsländern, wo auf 100 000 Ein-
wohner weniger als hundert Häft-
linge kommen. Auch im Vergleich
zu den anderen ostmitteleuropäi-
schen Staaten liegt das Baltikum
mit seinen oft überfüllten Gefäng-
nissen an der Spitze.

Saubere Ostsee
St. Petersburg – Die in Luxem-

burg ansässige Europäische Inve-
stitionsbank hat erstmals einen
Darlehensvertrag mit einem russi-
schen Partner geschlossen. Dem
Abwasserentsorgungsunterneh-
men „Vodokanal“ in St. Petersburg
wird ein Darlehen über 25 Millio-
nen Euro für den Bau einer Kläran-
lage gewährt. Diese soll zur Verbes-
serung der Wasserqualität der Ost-
see beitragen und damit auch den
Nachbarstaaten zugute kommen.
Die Hilfe ist eine Folge aus dem Be-
schluß des Europäischen Rates,
Umweltvorhaben in der russischen
Ostseeregion zu unterstützen.

Ungarn:

Vorbild mit Makel
Minderheitenpolitik dies- und jenseits der Grenze / Von Martin SCHMIDT

vergangenen Herbst ein „Nationa-
ler Szeklerrat“ gebildet, der einen
Gesetzentwurf zur Autonomie der
Region ausarbeitete. Im Dezember
folgte die Ausrufung eines ähnlich
ausgerichteten, nur weiter gefaßten
„Nationalrats der Ungarn Sieben-
bürgens“.

Das erst seit der Zwischenkriegs-
zeit bzw. nach 1945 rumänisch be-
herrschte Siebenbürgen hat in den
Herzen sehr vieler Menschen im
ungarischen Mutterland einen fe-
sten Platz. Man weiß, daß dort bis
heute Landsleute leben, die ihr Un-
garntum über Jahrhunderte hin-
weg – selbst in den schwersten Zei-
ten der Türkenherrschaft – zäh be-
wahrten und deren Ungarisch als
„besser“ gilt als das eigene.

Der madjarische Stamm der Sze-
kler mit seinen 700 000 Angehöri-

Weit weniger heftig als bei aus-
wärtigen Volksgruppenfragen sind
die Auseinandersetzungen um die
heimische Minderheitenpolitik.
Auf den ersten Blick scheint diese
ebenfalls vorbildlich zu sein. So gibt
es seit 1993 ein Minderheitengesetz,
das die Bildung staatlich finanzier-
ter Minderheitenselbstverwaltun-

gen einschließt, die erstmals 1995
gewählt wurden. Wer zum Beispiel
durch die südungarische Branau
reist, sieht allerorten mehrsprachi-
ge Ortsschilder.

Doch schaut man sich die aktuel-
le Lage der 13 alteingesessenen an-
dersnationalen Ethnien genauer
an, entsteht der Verdacht, daß es
der Regierung in Budapest gelun-
gen ist, die Minderheitenpolitik im
eigenen Land mit einem allzu schö-
nen Schein zu versehen.

Gesa Hambuch, ein führender
Vertreter der gut 200 000 Ungarn-
deutschen, klagte im Dezember
gegenüber dem Sonntagsblatt (Or-
gan der Jakob Bleyer Gemein-
schaft): „Für die unmittelbaren
Minderheitenbelange hatte die
Regierung, wie übrigens alle ihre
Vorgänger, in ihrem Programm

deutschen müßten ebenso wie an-
dere nicht-madjarische Volksgrup-
pen auf kommunaler Ebene immer
neue Hindernisse überwinden, be-
vor Schulen und andere Kulturein-
richtungen in eigene Trägerschaft
überführt werden könnten.

Darüber hinaus sei die finanziel-
le Unterstützung durch den Staat
viel zu niedrig, so Hambuch. Wäh-
rend allein für die ungarische Uni-
versität in Siebenbürgen in den
Haushaltsjahren 2003 und 2004 je-
weils etwa zwei Milliarden Forint
(rund 3,8 Millionen Euro) bereit-
stünden, seien der Kulturarbeit al-
ler Minderheiten nur je 440 Millio-
nen Forint zugedacht.

Weitere Probleme kommen hin-
zu: der stockende zweisprachige
deutsch-ungarische Schulunter-
richt oder der Mangel an gut ausge-
bildeten Deutschlehrern, den auch
das 1998 gegründete Ungarndeut-
sche Bildungszentrum in Franken-
stadt (Baja) mit seinem Fortbil-
dungsinstitut für Lehrer nur unge-
nügend ausgleichen kann.

Immerhin gibt es dieses Zentrum
in der Batschka, zu dem außerdem
ein Kindergarten, eine Grundschu-
le sowie ein Gymnasium mit Inter-
nat gehören, an dem zusätzlich zum
ungarischen Sekundarschulab-
schluß das deutsche Abitur abge-
legt werden kann. Allein hier wach-
sen etwa 600 Schüler der Klassen 1-
12 und gut hundert Kindergarten-
kinder mit der Muttersprache ihrer
Vorfahren auf.

Darüber hinaus existiert in Un-
garn ein rundes Dutzend deutsche
Nationalitätengymnasien sowie
die Ende 2002 eröffnete deutsch-
sprachige Andrássy-Universität in
der Hauptstadt Budapest.

Die Kritik, wie sie nicht nur un-
garndeutsche Vertreter vorbrin-
gen, hat ihre Berechtigung und
sollte international mehr Gehör
finden. Doch angesichts der Situa-
tion beispielsweise der Deutschen
in der Republik Polen ist auch die
interne Minderheitenpolitik Un-
garns so schlecht nicht.

er ungarische Reichsteil der
Donaumonarchie war im 19.
Jahrhundert und bis ins 20.

Jahrhundert hinein alles andere als
minderheitenfreundlich.

Ein starker madjarischer Natio-
nalismus bewirkte eine Assimilati-
onspolitik, die insbesondere nach
der Erklärung des Ungarischen
zur Staatssprache 1843/44 zum
massenhaften Aufgehen anderer
Volkszugehöriger in der Staatsna-
tion führte. Fortan bildete Unga-
risch die Unterrichtssprache an
sämtlichen Schulen und fand Ein-
zug in die Gottesdienste aller Kon-
fessionen.

Heute hat sich die Situation stark
verändert. Das infolge des verlore-
nen Ersten und Zweiten Weltkrie-
ges zusammengeschrumpfte mit-
teleuropäische Land wird europa-
weit wegen seiner „minderheiten-
freundlichen“ Politik gelobt.

In bezug auf das vorerst geschei-
terte Vorhaben einer EU-Verfas-
sung machte sich die Republik Un-
garn bis zuletzt für die Berücksich-
tigung von Minderheitenrechten
stark. Nicht von ungefähr unter-
breitete Ministerpräsident Medgy-
essy außerdem im Oktober letzten
Jahres vor dem Europarat die Idee
eines Europäischen Minderheiten-
Zentrums mit Sitz in Budapest. Ei-

nerseits ist die Volksgruppenpoli-
tik dieses Landes ohne jeden Zwei-
fel vorbildlich, nämlich was die
Fürsorge für die eigenen ungari-
schen Minderheiten jenseits der
Grenzen betrifft.

Die Republik Ungarn ist äußerst
rege, wenn es darum geht, das Los
der 1,43 Millionen ungarischspra-
chigen Madjaren in Rumänien
(Volkszählung 2002), der ungefähr
500 000 Landsleute in der Slowakei,
der knapp 300 000 Ungarn in der
serbischen Wojwodina oder der
über 150 000 Madjaren in der Kar-
paten-Ukraine zu verbessern.

Gegenwärtig besteht die Sorge,
daß der bevorstehende EU-Beitritt
eine stärkere kulturelle wie wirt-
schaftliche Isolierung von den in
den Nachbarstaaten lebenden
Landsleuten bewirken könnte. Das
Thema der nationalen Solidarität
bewegt mehr denn je die ungarische
Öffentlichkeit.

Ganz besonders in Wahlkampf-
zeiten spielt es eine nicht zu unter-
schätzende Rolle, während bei den
etablierten deutschen Parteien und
den hiesigen Massenmedien dies-
bezüglich bekanntlich Desinteresse
vorherrscht, oft sogar grundsätzli-
che Ablehnung.

Im Prinzip genießt die Hilfe für
die Auslandsungarn sowohl bei
rechtsgerichteten Parteien wie
auch bei linksgerichteten einen ho-
hen Stellenwert. Allerdings kann
man der im Jahr 2002 abgelösten
nationalliberalen Regierung Or-
bán im Vergleich zur gegenwärti-
gen Linkskoalition von Minister-
präsident Medgyessy ein noch
deutlich größeres Engagement be-
scheinigen.

Orbán hatte die „Wiedervereini-
gung aller Ungarn“ sogar zur
Kernaufgabe seiner Regierungsar-
beit erhoben – allerdings nicht im
Sinne etwaiger Grenzverschiebun-
gen, sondern in kultureller und so-
zialer Hinsicht. Alljährlich findet
in Budapest ein „Gipfeltreffen“
höchster ungarischer Regierungs-
vertreter mit Abgesandten der
madjarischen Volksgruppen in der
Diaspora statt.

Hartnäckig stritt man mit Rumä-
nien und der Slowakei über das vor
gut zwei Jahren in Kraft gesetzte
Statusgesetz für Auslandsungarn.
Trotz eines ständigen Hickhacks
sowie wiederholter Warnungen

von EU-Vertretern vor einer „na-
tionalistischen“ Außenpolitik er-
wirkte die Budapester Führung
letztlich einen Kompromiß, der
durch grenzüberschreitende Fi-
nanzhilfen in den Bereichen Bil-
dung, Soziales und Verkehr die
Lage der heimatverbliebenen
madjarischen Volksgruppen ent-
schieden verbessert.

Das ist auch bitter nötig, da die
Auslandsungarn infolge eines
massiven Geburtenrückgangs und
einer fortgesetzten Abwanderung
vor allem jüngerer Leute ins Mut-
terland schleichend „ausbluten“.

Neben dem Statusgesetz bewe-
gen vor allem zwei minderheiten-
politische Themen die Öffentlich-
keit: die Diskussion um die partei-
politische Spaltung der Madjaren
in Rumänien und die Auseinander-
setzung um eine Autonomie für das
im Nordosten Siebenbürgens gele-
gene Szeklerland.

In Rumänien stehen sich der von
den derzeitigen Regierungen in
Budapest und Bukarest favorisier-
te Demokratische Verband der
Ungarn in Rumänien (dieser ist in
einer Koalition mit den machtha-
benden rumänischen Postkommu-
nisten verbunden) sowie das von
den oppositionellen Jungdemo-
kraten und anderen konservativen

ungarischen Gruppierungen un-
terstützte Bürgerliche Forum ge-
genüber. Während letzteres von
dem charismatischen Laszlo Tö-
kes, seines Zeichens kalvinisti-
scher Bischof und Revolutions-
held von 1989/90, geführt wird,
steht der Ungarnverband unter
Leitung Béla Markós.

Beide liefern sich seit Monaten
eine Propagandaschlacht, bei der
die im Herbst anstehenden Parla-
mentswahlen, bei denen die „Fal-
ken“ erstmals eigene Bewerber ins
Rennen schicken wollen, bereits
ihre Schatten vorauswerfen. Unter
Mitwirkung von Tökes wurde im

gen begreift sich zwar als besondere
ethnische Gruppe, aber an ihrer un-
garischen Identität lassen die un-
beugsamen, nicht selten hochmüti-
gen Szekler keinen Zweifel.

Der bereits kurz nach der Wende
begonnene Streit um eine Territori-
alautonomie ihres geschlossenen
Siedlungsgebietes ist weit mehr als
eine innerrumänische Angelegen-
heit, die in der Landespresse für
immer neue Schlagzeilen über den
latenten „Separatismus“ der Un-
garn sorgt. Hier wird auch ein Pro-
pagandakrieg über den künftigen
Kurs der Minderheitenpolitik der
Republik Ungarn geführt.

nicht viel Handgreifliches parat.
(...) Formulierungen wie ‚hervorge-
hobene Unterstützung‘ für die
Wahrung der Minderheitenkultur
konnten und können beliebig aus-
gelegt und somit nicht eingefordert
werden.“

Zur Untermauerung seiner Kri-
tik verweist Hambuch darauf, daß
die schon kurz nach dem Umbruch
begonnene Debatte über eine feste
Vertretung der Minderheiten im
Nationalparlament nach wie vor
keine Ergebnisse gebracht hat.
Auch mit der vielzitierten kulturel-
len Autonomie der Minderheiten
sei es nicht weit her. Die Ungarn-

Nationale Solidarität ist ein großes Thema

Schöner
Schein:

Mehrsprachige
Schilder wie
im ungarn-
deutschen

Nimmersch
oder pittoreske
Volksgruppen-

Feste (unten:
„Festival euro-

päischer Minder-
heiten“ in

Jászberény)
täuschen über

manche Mängel
der Budapester
Politik hinweg

Fotos: Archiv/
Hailer-Schmidt
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Unter dem Motto „Der Präsi-
dent Rußlands für Schulkin-
der“ wurde am 19. Januar

die Internet-Seite www.uznai-prezi-
denta.ru (zu deutsch: lerne den Prä-
sidenten kennen) eingerichtet. Sie
ist bestimmt für Schüler zwischen
acht und 13 Jahren der Mittelstufe
allgemeinbildender Schulen. An-
läßlich einer Internet-Konferenz
mit dem „Zentrum für Telekommu-
nikation und Informationssysteme
in der Bildung“ des Bezirk Jaros-
lawsk, die während der Eröffnung
der neuen Präsidentenseite im
Kreml stattfand, äußerte Putin die
Hoffnung, daß die neue „Kinder“-
Seite des russischen Präsidenten als
Mittel diene, den Horizont der jun-
gen Bürger zu erweitern. Allerdings
solle der Computer nicht das Buch
oder das Gespräch mit interessan-
ten Leuten ersetzen, gab Putin zu
bedenken. 

Auf die Fragen der an der Konfe-
renz teilnehmenden Schüler, wa-
rum auf der Seite so wenig über
den Präsidenten wie beispielsweise
über seine Schuljahre zu erfahren
sei, antwortete Putin, daß er diese
Informationen nicht für erstrangig
halte, sondern daß an erster Stelle

der Alltag und die Taten der Regie-
rung stünden, mit denen die Kin-
der sich vertraut machen sollten.
Auch das Erkennen der Probleme
bei der Entwicklung des Landes
würde hier gefördert. Das wichtig-
ste sei, den jungen Leuten ihre
Rechte zu erklären, aber auch ihre
Pflicht, sich im Staatsaufbau Ruß-
lands zurechtzufinden und den
richtigen Beruf zu wählen. 

In dem Teil der Seite, die unmittel-
bar dem Präsidenten gewidmet ist,
können die Besucher sein Foto be-
trachten, auf direkte Fragen antwor-
ten und die eigenen Antworten dann
mit denen des Präsidenten verglei-
chen. Die Art der gestellten Fragen
simuliert eine Gesprächssituation
zwischen dem Kind und einer er-
wachsenen Bezugsperson. Sie lauten
etwa wie folgt: „Wer ist wichtiger –

der Präsident oder Deine Mama?“
Die Antwort lautet: „Natürlich Ma-
ma“. Oder: „Sollen wir uns von mor-
gens bis abends für unseren Präsi-
denten begeistern und immer mit
ihm einer Meinung sein?“ Die richti-
ge Antwort ist: „Nein, sollten wir
nicht. Jeder, auch wenn er unrecht
hat, kann seine eigene Meinung sa-
gen. Das ist die Freiheit des Wortes“.
Mit bunten Bildern und sich bewe-
genden Figuren ausgestattet, gibt es
vier Rubriken, die die Kinder an-
klicken können. Neben Informatio-
nen über den Präsidenten und ei-
nem interaktiven Geschichtsbuch
gibt es die Rubrik „Lektionen zur
Demokratie“. Hier erfahren die Kin-
der, daß das Leben eine Art Spiel ist
und wie man ja weiß, erfordert jedes
Spiel gewisse Spielregeln. Auf die
rhetorische Frage „Wie werden sol-
che Regeln aufgestellt?“ lautet die
Antwort: „Nach langen, sehr langen
Proben, Fehlern und fehlgeschlage-
nen Versuchen unterschiedlichster
Art, sich gute Lebensregeln aufzu-
stellen, haben die Menschen sich
schließlich eine Methode ausge-
dacht, die Demokratie heißt. Demo-
kratie ist eine Methode, bei der alle
an der Aufstellung der Lebensregeln
beteiligt sind.“

Daß die Realität ein wenig anders
aussieht, als auf der Internetseite
dargestellt, mußten die Macher des
unabhängigen Fernsehsenders
TWS, dessen Leitungen kurzer-
hand gekappt wurden, als die Kri-
tik an der Kreml-Politik zu laut
wurde, bereits erfahren. Auch die
Oligarchen, die glaubten, ungestraft
ihre politische Meinung kundtun
zu dürfen, wurden eines Besseren
belehrt. Wie ernst es der russische
Präsident tatsächlich mit der De-
mokratie meint, haben auch die
kürzlich erfolgten Dumawahlen ge-
zeigt und die Art und Weise, wie
Putin sich bereits im Vorfeld seine
erneute Wahl zum Präsidenten si-
chert. 

Das Frage- und Antwort-Spiel im
Internet für Kinder erscheint auf
den ersten Blick interessant und
wirkt modern. Beim genaueren Hin-
sehen beschleichen einen erwach-
senen Betrachter jedoch durch Into-
nation und Art der Zeichnungen
und Bilder Erinnerungen an Sowjet-
zeiten, als der größte Held des Lan-
des ein Diktator namens Stalin war.
Die Infiltrationsmethoden sind alt,
lediglich der Verbreitungsweg via
Netz ist neu. MM.. RRoosseenntthhaall--KKaappppii

Putin als gerechter Vater der Nation 
Rußlands Präsident versucht auf einer speziellen Internet-Seite, die Jugend für seine Politik zu begeistern

Alberne Infiltration im Stil der 50er: Unter www.uznai-prezidenta.ru sollen
Rußlands Schulkinder im Internet mehr über die Politik ihres Präsidenten er-
fahren.

Ein Nashorn für den Kanzler
Schröders Afrikareise war bunt und harmlos

In Äthiopien wurde er mit beson-
deren militärischen Ehren emp-
fangen, in Kenia pflanzte er mit

Klaus Töpfer von der UN-Umwelt-
behörde einen Baum, in Südafrika
bekam er auf Wunsch ein echtes
Nashorn zu Gesicht, und in Ghana
eröffnete er das nach dem gebürti-
gen Ghanaer Kofi Annan benannte
Peacekeeping Centre. Schröder hat-
te offensichtlich viel zu tun auf sei-
ner sechstägigen Afrikareise – übri-
gens seine erste in dieser Form seit
Amtsantritt 1998. 

„Kriegerische Auseinandersetzun-
gen, zerfallene Staaten, Armut und
Unterentwicklung sind Gefahren, die
vor den Grenzen von Staaten und
Kontinenten ebenso wenig halt ma-
chen wie Epidemien und Flücht-
lingsströme“, hat Schröder schon
weise erkannt und besuchte die vier
afrikanischen „Hoffnungsträger“. In
Begleitung von mehreren Vertretern
aus der Wirtschaft besichtigte er
auch die kenianische Niederlassung
der seit 22 Jahren vor Ort agierenden
Firma Beiersdorf und forderte weite-
re deutsche Firmen auf, sich für den
Fortschritt in der Region einzusetzen.

Die Bilder, die uns in Deutschland
erreichten, zeigten einen entspann-
ten, Streicheleinheiten an die afrika-
nischen Staatschefs verteilenden
Schröder. Sein nun offenbar er-
wachtes Interesse am Aufbau Afri-
kas kommt natürlich nicht von un-
gefähr. Afrika ist erstens für
Terroristen sehr empfänglich und
ganz nebenbei, wenn denn endlich
mal befriedet, auch ein Markt der
Zukunft. Letzteres hat Frankreich
schon länger erkannt und seine Zu-
sammenarbeit vor allem mit seinen
ehemaligen Kolonien intensiviert. 

Es ist durchaus erfreulich, wenn
Schröder die deutsche Wirtschaft
zum stärkeren Engagement in den
vorbildlich Richtung Demokratie
strebenden Ländern Afrikas aufruft,
doch der inzwischen skeptische
Bundesbürger fragt zu Recht, was ihn
die Reise des Kanzlers mal wieder
gekostet hat. Nach Angaben der
Bundesregierung war das Abenteuer
jedoch nahezu günstig: Äthiopien
versprach er deutsche Berater, Kenia
verdoppelte er die Entwicklungshilfe
auf 50 Millionen Euro für die Jahre
2004 und 2005, Südafrika wird wirt-

schaftlich sowie bei seiner Bewer-
bung als Ausrichter der Fußball-WM
2010 unterstützt, und Ghana werden
voraussichtlich die Schulden in Hö-
he von 220 Millionen Euro erlassen. 

„Niemand kann in Sicherheit le-
ben, wenn es in seiner Nachbar-
schaft Unsicherheit und Streit gibt.“
Schröders Begründung für sein ver-
stärktes Engagement klingt ver-
ständlich, doch macht die Zahl der
in Deutschland lebenden Afrikaner
wieder ein wenig stutzig, denn vor
allem aus dem „vorbildlichen Gha-
na“ stammen viele der angeblich
verfolgten Asylbewerber.

Was hat Schröders Afrikabesuch
nun gebracht? Friedbert Pflüger, der
außenpolitische Sprecher der
Union, ist der Meinung, Schröder
habe „keine bleibenden Spuren“
hinterlassen, doch das  wäre zu hart
geurteilt, denn schließlich kennen
jetzt auch die südafrikanischen Nas-
hörner unseren Kanzler. Die sind
bestimmt davon beeindruckt, daß
ein europäisches Staatsoberhaupt
die Bitte geäußert hat, sie besuchen
zu dürfen. RR.. BBeellllaannoo

Haider bald in Wien?
Die Karten werden in Österreich neu gemischt

Die Österreicher sind in den
nächsten Monaten zu zahl-
reichen Urnengängen aufge-

rufen: Beginnend diese Woche und
bundesländerweise gestaffelt bis
Mai gibt es Wahlen zur Arbeiter-
kammer, der Pflichtvertretung aller
unselbständig Erwerbstätigen. Am
7. März finden Gemeinderatswahlen
in Tirol sowie Landtagswahlen in
Kärnten und Salzburg statt. Am 25.
April wird ein neuer Bundespräsi-
dent gewählt, und am 13. Juni wählt
man europaweit für das Parlament
in Straßburg.

Die beiden größten Parteien des
Landes haben kürzlich auch offiziell
ihre Kandidaten für das höchste
Amt im Staate nominiert – inoffiziell
standen sie schon längere Zeit fest.
Die ÖVP hat sich auf die Berufsdi-
plomatin und derzeitige Außenmi-
nisterin Benita Ferrero-Waldner fest-
gelegt, während die SPÖ einen
altgedienten Parteimann unter-
stützt, den derzeitigen zweiten Prä-
sidenten des Bundesparlaments
Heinz Fischer, der seit 40 Jahren
Parlamentarier ist und auch Mini-
ster war. Die Grünen verzichteten
diesmal auf einen eigenen Kandida-
ten, und die FPÖ wird dies voraus-
sichtlich ebenfalls tun.

Unter dieser Konstellation dürfte
Fischer bereits im ersten Wahlgang
die erforderliche absolute Mehrheit
erringen – bei weiter abnehmender
Wahlbeteiligung. Ferrero-Waldner ist
wenig populär. Fischer punktet zu-
dem mit zwei sehr stimmenträchti-
gen Argumenten: Er erklärte, in sei-
ner Privatwohnung residieren zu
wollen – der „Hofstaat“ des jetzigen
Bundespräsidenten Klestil erntet all-
gemeine Kritik. Außerdem ist Fischer
auch ein erklärter Anhänger der
Neutralität, an welche die Mehrzahl
der Österreicher weiterhin glaubt,
obwohl sie längst ausgehöhlt ist.

Arbeiterkammerwahlen finden
normalerweise wenig Aufmerksam-
keit, doch ist es diesmal anders.
Denn die Arbeiterkammerwahlen
2000 waren der erste Wahlgang
nach Amtsantritt der ÖVP-FPÖ-Ko-
alition gewesen und hatten damals
den Niedergang der FPÖ eingeleitet,
die in der Folge bei sämtlichen
Wahlgängen starke Einbußen erlitt.
Ob sich allerdings auch diesmal ein
Trend herauslesen lassen wird, ist
selbst unter Auguren umstritten.

Während Regionalwahlen meist
nur lokale Bedeutung haben, ist
auch das diesmal anders. In Tirol
spielt Österreichs Niederlage in der
Transitfrage eine Rolle, und emotio-
nale Regungen lassen sich schwer in
Prognosen umsetzen. Die wirklich
entscheidende Wahl dieses Jahres
findet allerdings in Kärnten statt,
denn sie entscheidet über das weite-
re Schicksal von Jörg Haider und
damit indirekt über das von
Bundeskanzler Wolfgang Schüssel:
Kann sich Haider einigermaßen hal-
ten und „Landeshauptmann“ (Mini-
sterpräsident) bleiben, dürfte auch
die Bundesregierung bis zum Ende
der Legislaturperiode fortgesetzt
werden.

Um Landeshauptmann zu blei-
ben, braucht Haider so oder so die
Stimmen der Kärntner ÖVP-Abge-
ordneten. Die Kärntner ÖVP-Füh-
rung erklärte aber, Haider keines-
falls mehr wiederbestellen zu
wollen – eine heikle Lage für
Schüssel, der offiziell „die Entschei-
dung der Kärntner nicht beeinflus-
sen will“. Haider wird sich noch vor
der Wahl mit einer großen Wirt-
schaftsdelegation nach Libyen bege-
ben. Er ist seit Jahren mit dem älte-
sten Sohn von Muammar Gaddafi
befreundet, und nach den neuesten
Entwicklungen kann man ihm seine
arabischen Kontakte auch nicht
mehr ankreiden. Sollte Haider
allerdings in die Bundespolitik zu-
rückkehren (müssen), wären auch
die Tage der ÖVP-FPÖ-Koalition
gezählt, und bei Neuwahlen – ein
weiterer Wahlgang! – könnte die
SPÖ wieder an die Spitze der Wäh-
lergunst zurückkehren.

RR.. GG.. KKeerrsscchhhhooffeerr

Der größte Tagungsraum heißt „Gerhard Schröder Hall“: Ghanas Staatspräsident John Kufuor und Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder bei der Eröffnung des überwiegend von Deutschland finanzierten, nach dem ghanai-
schen UN-Generalsekretär Kofi Annan benannten Peacekeeping Centre in Accra (Ghana). Foto: pa

Knast in Rumänien
beschlossene Sache

Der österreichische Vorschlag, ein
Gefängnis in Rumänien zu finanzie-
ren, scheint schneller als geahnt in
die Tat umgesetzt zu werden. Beim
Besuch des rumänischen Präsiden-
ten Iliescu in Wien wurde verein-
bart, den entsprechenden Vertrag
bereits im März abzuschließen. Der
Bau der Anstalt soll drei Millionen
Euro kosten, während für die rumä-
nischen Häftlinge in Österreich
jährlich 13,5 Millionen an Kosten
anfallen. RRGGKK
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Die Umstände, die dazu führ-
ten, daß der Artikel 143/3
ins Grundgesetz eingefügt

wurde, geben Anlaß zu erheblichen
Fragen: Erst einmal muß hier er-
wähnt werden, daß die frei gewähl-
te Volkskammer in einer Nachtsit-
zung vom 23. auf den 24. August
1990 aufgrund eines völlig überra-
schenden Antrages der DSU mit 292
gegen 65 Stimmen (vor allem aus
dem Lager der SED-PDS) dem Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutschland bei-
trat. Dieses Grundgesetz war aber
am 24. August noch nicht um den
Artikel 143/3 ergänzt worden.
Bundeskanzler Kohl wurde mit
Schreiben der Volkskammerpräsi-
dentin Bergmann-Pohl am folgen-
den Tag vom Ergebnis dieser Ab-
stimmung unterrichtet. Spätestens
mit diesem Brief ist eindeutig be-
wiesen, daß es keine Einschätzung
der Bundesregierung geben konnte,
die DDR hätte den Beitritt noch von
irgendwelchen Bedingungen abhän-
gig gemacht. Sie war ja gerade ohne
jede Bedingung beigetreten. Mit die-
sem Beitritt zum Geltungsbereich
des Grundgesetzes der Bundesrepu-
blik Deutschland fiel nach meinem
Verständnis das von den Kommuni-

sten widerrechtlich konfiszierte Ei-
gentum an die rechtmäßigen Eigen-
tümer zurück. Oder sollte ich mich
hier irren?

Die folgende Handlungsweise
aber läßt noch mehr aufhorchen:
Von der Regierung Kohl war den
Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages die Zustimmung zum Ein-
igungsvertrag und die Zustimmung
zur Grundgesetzänderung als Junk-
tim in einer gemeinsamen Abstim-
mung abverlangt worden. In der
vorhergehenden Debatte hatte
Bundeskanzler Kohl persönlich er-
klärt, daß es die oben aufgeführte
Bedingung zur Wiedervereinigung
sowohl seitens der UdSSR wie auch
der DDR gegeben habe und daß es
in harten Verhandlung nicht mög-
lich gewesen sei, diese Bedingung
vom Tisch zu bekommen. Ohne je-
den Zweifel entsprach diese Äuße-
rung nicht der Wahrheit. Auch eine
derartige pflichtgemäße Einschät-
zung konnte es bei Kohl nicht ge-
ben, weil einerseits nach Aussagen
des DDR-Bevollmächtigten Günther
Krause und andererseits von Mi-
chail Gorbatschow sowie Außenmi-
nister Schewardnadse in keinerlei
Gesprächsrunde über diese Punkte

während der Wiedervereinigung
überhaupt verhandelt worden war.
Die Abgeordneten des deutschen
Bundestages hatten circa 24 Stun-
den Zeit vor der Abstimmung, um
das gesamte Gesetzeswerk von über
1.000 Seiten zu studieren, bevor sie
darüber abstimmen sollten. Den-
noch erklärten während der Ab-
stimmung 99 Abgeordnete der
CDU/CSU und 13 Abgeordnete der
FDP, daß sie der Erweiterung des
Grundgesetzes um den Artikel
143/3 nicht zustimmen würden,
wenn nicht gleichzeitig als Junktim
die deutsche Wiedervereinigung zur
Abstimmung stünde. Ohne diese
112 Abgeordneten wäre die notwen-
dige Zweidrittelmehrheit nicht er-
reicht worden. Meine Frage ist, ob
durch eine Abstimmung, die mit ei-
ner offensichtlich arglistigen Täu-
schung herbeigeführt wurde, Legiti-
mität erlangt wird? 

Zweifel am redlichen Vorgehen
der seinerzeitigen Bundesregierung
werden auch durch folgende Ge-
danken erhärtet: Im Rahmen einer
zweijährigen Anzeigenkampagne
mit einem Aufwand von über zehn
Millionen D-Mark wurde in allen
großen deutschen Zeitungen nam-

haften Vertretern der Bundesregie-
rung, insbesondere Bundeskanzler
Kohl, aber auch dem Präsidenten
Roman Herzog, der vorher der maß-
gebliche Verfassungsrichter in dem
einschlägigen Verfahren gewesen
war, Heuchelei, Betrug, Hehlerei,
Diebstahl, kurz und gut Regierungs-
kriminalität vorgeworfen. Keiner der
Betroffenen hat sich auch nur ein
einziges Mal dagegen rechtlich zur
Wehr gesetzt. 

Im Gegenteil schrieb auf eine ent-
sprechende Anzeige mit dem Text:
„Muß Kinkel weiterhin lügen?“ der
seinerzeit amtierende deutsche
Außenminister Klaus Kinkel an ei-
nen Fragesteller aus den Reihen sei-
ner Partei (der FDP): „Ich habe mich
über diese Anzeige genauso geär-
gert wie Sie. Ich habe mich sofort
mit dem Bundesjustizministerium
in Verbindung gesetzt, um zu über-
legen, was zu tun sei. Wir sind zu
dem Ergebnis gekommen, daß es
besser ist, nichts zu tun. Glauben
Sie mir bitte. Ihr Klaus Kinkel“. 

Eine Woche später wurde die
obengenannte Anzeige zusammen
mit einem Faksimile des Antwort-
schreibens von Kinkel in denselben
Zeitungen abermals veröffentlicht –
ohne jede rechtliche Reaktion. Der
Bundespräsident steht unter dem
ganz besonderen
Ehrenschutz des
Strafgesetzbuches.
Auch er hat weder
während noch
nach seiner Amts-
zeit den geringsten
Versuch unternom-
men, gegen diese
Anzeigen, die später in Tausenden
von Flugblättern vor seinem neuen
Wohnsitz, der Burg Jagsthausen,
verteilt wurden, irgend etwas zu
unternehmen. Wenn man bedenkt,
wie schnell Bundeskanzler Helmut
Kohl dabei ist, seine Anwaltspraxis
beim ihm unangenehmen öffent-
lichen Äußerungen an die Front zu
schicken, so nimmt dies doch sehr
wunder.

Jetzt seien zwei der Hauptbeteilig-
ten an den seinerzeitigen Wieder-
vereinigungsverhandlungen wört-
lich zitiert: Im Buch „Dokumente
zur Deutschlandpolitik, Sonderedi-
tion aus den Akten des Bundeskanz-
leramtes 1989/90“ (Oldenbourg-
Verlag, München, Seite 148) heißt
es: „Schäuble steht auf dem Stand-
punkt: Die Bundesrepublik solle
kein Interesse daran zeigen, entstan-
dene Eigentumsverhältnisse in der
DDR wieder rückgängig zu machen,
und dies noch obendrein als eine
Bedingung für die Wiedererlangung
der Einheit von Moskau fordern.
Der Versuch, die Standhaftigkeit
Gorbatschows in dieser Frage zu te-

sten, wird nicht unternommen. Die
Bundesregierung sieht es auch nicht
als notwendig an, diese Frage zum
Gegenstand direkter Verhandlungen
zwischen dem Bundeskanzler und
Generalsekretär Gorbatschow zu
machen.“ Die Sonderedition wurde
von der Bundesregierung Kohl auto-
risiert. 

Nahtlos fügt sich die folgende Be-
merkung von Schäuble aus seinem
Buch „Der Vertrag“ (1. Auflage,
1990, Seite 103) an: „Ich habe mich
ein wenig lustig gemacht über jene,
die jetzt in Verzweiflung geraten,
weil sie möglicherweise etwas nicht
mehr bekommen, von dem sie seit
zwanzig Jahren im Traum nicht dar-
an gedacht haben, daß sie es jemals
wiederbekommen würden.“

Hans Dietrich Genscher, Außen-
minister a. D., sagt zu diesem Punkt
in seinen Erinnerungen, die 1995
erschienen, auf Seite 858: „Die Frei-
heit des gesamtdeutschen Gesetzge-
bers in dieser Frage aber wurde ge-
wahrt ... Wir wollten auf keinen Fall
neu entstandenes Privateigentum
antasten; auch für öffentliche Belan-
ge in Anspruch genommene Grund-
stücke sollten nicht zurückgegeben
werden. Wir wollten aber auch
nicht, daß der deutsche Staat zum
Nutznießer von Enteignungsmaß-

nahmen in der 
damaligen sowje-
tischen Besat-
zungszone wurde.
Das, was frei ver-
fügbar war, ohne
neue Eigentums-
rechte zu berüh-
ren, sollte zurück-

gegeben werden können. Ich dachte
nicht in erster Linie an eine Ent-
schädigung in Geld. In der internen
Diskussion sagte ich: ,Der beste In-
vestor ist der Eigentümer.‘ An dieser
Stelle konnten wir uns in der
Koalition nicht durchsetzen ...“ 
Meine letzte und Hauptfrage an den
objektiven Juristen ist: Wenn man
all diese oben genannten Punkte zu-
sammenzählt: Kommt man dann zu
einer „pflichtgemäßen Einschät-
zung“ der Bundesregierung, daß die
Russen eine Conditio sine qua non
gestellt haben könnten, konfiszierte
Immobilien als Preis für die deut-
sche Wiedervereinigung nicht zu-
rückzugeben?

Eine letzte Bemerkung möchte ich
noch anknüpfen: Ohne Mittelstand
wird es kaum gelingen, in absehba-
rer Zeit auf dem Boden der Ex-DDR
die so dringend benötigten Arbeits-
plätze zu schaffen. Wenn diese aber
nicht entstehen, so wird die Last, die
von den Sozialsubventionen im
Osten ausgeht, das gesamte wieder-
vereinigte Deutschland weiter in den
Niedergang führen. �
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Machte erst Täuschung 
Artikel 143/3 möglich?

Fragen zur nicht erfolgten Rückgabe des zwischen 1945 und 
1949 in der SBZ konfiszierten Eigentums (letzter Teil) / Von Heiko PETERS

GGrruunnddggeesseettzzaarrttiikkeell  114433//33 ––  „Unabhängig von Absatz 1 und 2 ha-
ben Artikel 41 des Einigungsvertrags und Regelungen zu seiner Durch-
führung auch insoweit Bestand, als sie vorsehen, daß Eingriffe in das Ei-
gentum auf dem in Artikel 3 dieses Vertrages genannten Gebiet nicht
mehr rückgängig gemacht werden.“

Händedruck: DDR-Ministerpräsident Lothar de Maiziere (Mitte) gratuliert
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (l.) und DDR-Staatssekretär Günther
Krause am 31. August 1990. Im Palais Unter den Linden in Berlin besiegelten
an diesem Tag die Regierungen beider deutscher Staaten den Beitritt der DDR
zur Bundesrepublik zum 3. Oktober 1990. Foto: pa

Beschuldigungen 
wurden von Betroffenen

nie aufgegriffen
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